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Nr. 77. Freitag, den 30. September 1892. Jahrgang J. 


„Für Wien: ohne Zuſtellun 6 lb 3 fl., 8 a 8 f N 
Pränumerationspreiſe:, „ mit 1 fl. 1 0 kr. 5. die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare à 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


7 . Wir haben an Borſchke einen Mann verloren, den die 

Geme inde ruth. innigſte Liebe an ſeine Vaterſtadt feſſelte; mit ihm iſt auch die 

, : Eigenart einer Perſönlichkeit dahingeſunken, welche das Gemüth 
Sitzungen des Gemeinderathes. und das gute Herz des Wieners in der Erſcheinung und im Ver⸗ 


Dienstag, den 4. October 1892, ½5 Uhr Nachmittags. kehre zum Ausdrucke brachte. a 
Freitag, den 7. October 1892, 11,5 Uhr Nachmittags. Der Kampf der Meinungen, ſo ſcharf und eindringlich und 


ſo kauſtiſch er ihn oft auch führte, verletzte nicht, und ſo hatte er 
Stenographiſcher Bericht 


wohl Gegner — aber keinen Feind. 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 


Wir haben an Borſchke einen ehrlichen, kenntnisreichen 

und erfahrenen Berather verloren — ich verlor an ihn auch einen 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 27. September 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. 


treuen, hingebungsvollen Freund. 
Die deutſche Fortſchrittspartei betrauert den Verluſt ihres 

Nep. Prix. zielbewuſsten und beſten Führers. 
Borſchke's Name gehört der Geſchichte unſerer Stadt an; 
ſie wird verzeichnen, daſs er zur Entwicklung derſelben mächtig 


Bürgermeiſter Dr. Prix: Ich eröffne die Sitzung unter 
beigetragen und dafs fein Wirken den Dank der Bürgerſchaft 


dem Eindrucke der tiefſten Betrübnis (die Verſammlung erhebt ſich) 
über das Hinſcheiden unſeres Collegen, des I. Vice⸗Bürgermeiſters verdient. 
der Stadt Wien, Dr. Franz Borſchke, den wir ſoeben zur letzten Wir aber, die wir ihm näher ſtanden, werden des lieben 
Ruheſtätte geleitet. Collegen und des edlen Menſchen Borſchke ſtets in Verehrung 
Er gehörte nicht zu jenen Glücklichen, denen das Leben in gedenken. 
behaglicher Ruhe dahin fließt. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 
An ſeiner Wiege ſtanden die ſchwere Arbeit und die Sorge, (Schlußs der um 6 Uhr eröffneten Sitzung: 6 Uhr 10 Minuten 
die den Weg ihm wieſen. abends.) 
Durch eigene Kraft und Beharrlichkeit hat er ſich auf eine 
höhere ſociale Stufe emporgerungen und ſich in ſeinem Berufe als 
der Beſten einer bewährt. 
Das öffentliche Leben gab ihm Gelegenheit, ſeinen Charakter, | 
feine Fähigkeiten und ſeine Überzeugungstreue zur Anerkennung zu 
bringen, und es ſtellte ihn bald in den Vordergrund. 
Der n.⸗ö. Landtag zählte ihn zu feinen tüchtigſten Mitgliedern, 
und in der ſtädtiſchen Verwaltung erreichte er faſt ohne Wider⸗ 
ſpruch in kurzer Zeit die erſten Stellen. Nun aber erfaſste ihn 
ein neidiſches Geſchick. Kaum war er zum I. Vice⸗ ⸗Bürgermeiſter 
der erweiterten Stadt gewählt, befiel ihn die tückiſche Krankheit, 
von der nach langem, ſchweren Leiden er nun ſeine Ruhe fand. 


Stadtrath. 


Hitzungen des Stadtrathes. 


Mittwoch, den 5. October 1892. 
Donnerstag, den 6. October 1892. 
Freitag, den 7. October 1892. 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 22. September 1892. 
Vorſitzender: 2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


Pa a 
—— 


Dr. Grübl, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Matzen auer, Dr. Vogler, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Beurlaubt: St.⸗R. v. Götz, Schneiderhan, Witzels— 
berger. 
Schriftführer: Concepts⸗Adjunct Pfeiffer 


Vice Nürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung. 
Die St.⸗R. Boſchan, Dr. Lederer und Noske entſchuldigen 
ihr Ausbleiben von der Sitzung. (Zur Kenntnis.) 
St.-A. Meißl referiert über das Anſuchen des Michael 
Hoffinger um pachtweiſe Überlaſſung der Straßenparcelle 4120/19 
im II. Bezirk, Vorgartenſtraße, als Materiallagerplatz und beantragt, 
dieſe Parcelle per 607 m? dem Geſuchſteller zu beſagtem Zwecke vom 


1. Auguſt 1892 ab um den Jahreszins von 60 fl. auf unbeſtimmte 


Zeit gegen eine beiden Theilen jederzeit zuſtehende vierwöchentliche 
Kündigung zu verpachten, und iſt derſelbe zu verpflichten, dieſen 
Grundtheil gegen die Vorgartenſtraße auf ſeine Koſten ſofort abſchließen 
zu laſſen. (Angenommen.) 
St. -N. Dr. Stenzl referiert über die Baubewilligung für eine 
Krankenträgerſtation in Hernals, Rötzergaſſe 31, XVII. Bezirk, und 
beantragt, den Antrag des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XVII. Bezirk auf Ertheilung des Bauconſenſes für dieſes Object zu 
beſtätigen. Angenommen); 
St-R. Vangoin referiert über die Graberhaltungswidmung 
nach Aloiſia Putz, und beantragt die Genehmigung dieſer Grab⸗ 
erhaltungs⸗, Ausf ſchmückungs⸗ und Beleuchtungswidmung nach dem im 
Sinne der vorliegenden Außerung der Friedhofsverwaltung vom 
12. September 1892, Z. 152851, modificierten Anſuchen des Erben- 
machthabers Dr. N. Fiſchmann. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über Geſuche um Verleihung des Bürger— 
rechtes, und beantragt: 
dem Franz Ludwig Kriegl, Gaſtwirt, Joſef Regner, 
Rauchfangkehrermeiſter, und dem Alois Berggold, Werkführer, 
das Bürgerrecht zu verleihen. (Angen ommen.) 
St.-N. Nückauf referiert über das Offertverhandlungs-Ergebnis 
wegen Neupflaſterung der inneren Fahrſtraße am Neubaugürtel, 
XV. Bezirk, von der Weſtbahnſtraße bis zur Goldſchlagſtraße im ver— 
anſchlagten Koſtenbetrage von 3595 fl. 8 kr. nebſt 200 fl. Pauſchale, 
und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Pflaſterermeiſters 
Franz Böck mit dem e 3 ½percentigen Nachlaſſe. 
(Angenommen.) 
StR. Dr. Grübl referiert über den Erlaſs des k. k. n.⸗ö. 
Landesſchulrathes vom 15. September 1892, Z. 8011, betreffend 


die Nichtbeſtätigung der Präſentation des Joſef Kaitan zum Ober- 


lehrer an der Mädchen-Volksſchule, IV., Alleegaſſe 11 und beantragt, 
es ſei innerhalb der 14tägigen Friſt der Recurs an das k. k. Miniſterium 
zu ergreifen. (Einſtimmig angenommen); 
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— derſelbe referiert in Betreff der Vornahme von Herstellungen 
in der von Theodor 5 v. Jarſch zu mietenden Wohnung im 
Bürgerſpitalfondshauſe, „Freiſingergaſſe 6, und beantragt, zur 
Kenntnis zu nehmen, ** dm Magiſtrate im eigenen Wirkungskreiſe 
die Vermietung der fraglichen Wohnung an Th. R. v. Jarſch um 
den mit dem Stadtraths⸗Beſchluſſe vom 29. October 1891, Z. 2996, 
bereits fixierten Mietzins vorgenommen werde und das Stadtbauamt 
beauftragt werde, die in feinem diesbezüglichen Berichte bezeichnete Her- 
ſtellung, incluſive der Herſtellung der Leitung der elektriſchen Be— 
leuchtung mit Ausnahme der Beleuchtungskörper im Betrage von circa 
1000 fl. zur Ausführung zu bringen. 

St.⸗K. Dr. Hackenberg beantragt, es ſei der Magiſtrat 
nachträglich zu beauftragen, die Vermietung der fraglichen Wohnung 
an Th. R. v. Jarſch nicht vorzunehmen. 

Der Antrag des St.⸗R. Dr. Hackenberg wird mit 


11 Stimmen angenommen. 


— Derſelbe referiert über das Anſuchen der Frida Tredl um 
Bewilligung zur Fällung der vor ihrer Realität Grundb.-Einl. 2 in 
Lainz, Lainzerſtraße ſtehenden Pappelbäume und beantragt, derſelben 
die Caſſierung dieſer Pappeln gegen dem zu geſtatten, dafs fie die 
Fällung der Bäume, Ausgrabung des Wurzelſtockes und Wieder— 
planierung der Straße auf ihre Koſten und Gefahr beſorge, und für 
jede Pappel einen Kaufpreis von 4 fl. vor der Fällung an die Ge- 
meinde Wien bezahle. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Rechnungen der Pädagogiums⸗ 


direction über die Ausgaben bezüglich der Kanzlei⸗Erforderniſſe, Con⸗ 


ſumtibilien, der Bibliotheks- und Lehrmitteldotation pro erſtes Halb⸗ 
jahr 1891. Derſelbe beantragt, dieſe, Rechnungslegung genehmigend 
zur Kenntnis zu nehmen. Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Juliana Jarma 
um käufliche Überlaſſung der Parcelle 757 in Hütteldorf und beantragt, 
die Offerentin jet zu verſtändigen, dafs die Gemeinde die fragliche 
Parcelle nicht zu veräußern gedenke. Angenommen.) 
St. Müller referiert über das Project für die Verlängerung 
des Canales in der Schöffelgaſſe in Gerſthof und beantragt, das 
vorgelegte Project für die Verlängerung des Haupt⸗Unrathscanales 
aus Beton in der Schöffelgaſſe in Gerſthof im veranſchlagten Koſten⸗ 
erforderniſſe von 853 fl. 56 kr. zu genehmigen und zur Bedeckung 
dieſer Auslage einen Zuſchuſscredit in der Höhe des Erforderniſſes 
zur Rubrik XVII I b zu bewilligen. Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Project für den Canalbau in der 
Schwarzſpanierſtraße im IX. Bezirk, und beantragt die Genehmigung 
des vorgelegten Projectes für den Neubau eines Haupt⸗Unrathscanales 
aus Beton in obiger Gaſſe mit dem Koſtenerforderniſſe von 3089 fl. 
16 kr. (bedeckt). Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Schulvereines für 
Beamtentöchter um Baubewilligung, VIII., Langegaſſe 47, und bean- 
tragt die Genehmigung des mit 30 em Borfprung über 5 Baulinie 
projectierten Thorportales gegen Abzug des diesfälligen Grundes von 
der Straßengrundabtretung. 
St.⸗R. Dr. Huber beantragt die Ablehnung des Vorſprunges. 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt, das Begehren ſei 


abzuweiſen, es wird jedoch erklärt, daſs ein Riſalit von 15 cm Ausſicht 


auf Bewilligung hat. 
Der Referent accommodiert ſich dem letzteren Antrage. 
Der modificierte Referenten-Antrag wird angenommen. 
— Derſelbe referiert über das Detailproject für die Herſtellung 
einer Nothbrücke über den Donaucanal für die umzubauende Franzens⸗ 
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kettenbrücke und beantragt, das vorliegende Detailproject für die Her- 
ſtellung der Nothbrücke über den Donaucanal als Erſatz für die 
umzubauende Franzenskettenbrücke ſammt der allgemeinen und beſonderen 
Vorſchrift zu genehmigen und dasſelbe der wegen Vergebung der 
erforderlichen Materiallieferungen und Arbeiten auszuſchreibenden Offert⸗ 
verhandlung zugrunde zu legen; in der Offertverhandlung wäre zu 
verlautbaren, daſs es den Unternehmern freihſtehe, entweder auf die 
Ausführung des vorliegenden Projectes des Stadtbauamtes oder aber 
auf die Ausführung eines von den Unternehmern ſelbſt beigebrachten 
Projectes, welches jedoch den allgemeinen und ſtrompolizeilichen An- 
forderungen Rechnung tragen müſste, zu offerieren. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter beantragt, der Bürgermeiſter 
werde erſucht, wegen baldigſter Beſchaffung der Profile des Donau— 
canales behufs unverweilter Ausſchreibung einer Concurrenz zur Er— 
langung des Projectes für die neue Brücke die nöthigen Schritte zu 
verfügen. 

Der Referent accommodiert ſich dieſem Zuſatze. 

Der Referenten-Antrag und der Zuſatz des Vice-Bürger— 
meiſters Dr. Richter werden angenommen. 

St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen der Frances Bay— 
field Bedford um theilweiſe Parcellierung der Realität Einl. 
Z. 1318 im III. Bezirke, Ecke des Rennweges und der Rechten 
Bahngaſſe. Derſelbe beantragt, die Parcellierung unter den vom 
Magiſtrate aufgeſtellten Bedingungen zu genehmigen. 

St.⸗R. Dr. Grübl beantragt: Es ſei dem Parcellierungs⸗ 
werber mitzutheilen, daſs, falls er von der Parcellierung Gebrauch 
macht, im Sinne des § 10 der Bauordnung der Grund, welcher 
über die Baulinie hinausfällt, der Gemeinde koſten- und laſtenfrei zu 
übergeben ſei. 

Bei der Abſtimmung ergibt ſich Stimmengleichheit. Der Bor- 
ſitzende dirimiert zu Gunſten des Antrages des Dr. Grübl; derſelbe 
erſcheint ſomit angenommen. 

Auf Grund dieſes Beſchluſſes werden die für die Bewilligung der 
Parcellierung geſtellten Bedingungen in folgender Weiſe formuliert und 
angenommen: 

1. Dass der von der Realität Einl.⸗Z. 1318 des III. Bezirkes 
zur Eröffnung der Richardgaſſe in der ganzen Breite erforderliche 
Grund, weiters der von dieſer Realität zur Eröffnung der Rechten 
Bahngaſſe, ferner der zur Verbreiterung des Rennweges erforderliche 
Grund dieſer Realität unentgeltlich und im feſtgeſetzten Niveau gemäß 
der 88 10 und 13 der Bauordnung an die Gemeinde Wien ab— 
getreten und die koſten⸗ und laſtenfreie Abſchreibung dieſes Grundes 
erwirkt werde. 

2. Daſs bei dem Umſtande, als durch die Abtretung des Grundes 
von der Realität Einl.⸗Z. 1318, III. Bezirk, zur Eröffnung der 
Rechten Bahngaſſe die halbe Breite dieſer Gaſſe nicht erreicht wird, 
vielmehr zur Erzielung der halben Breite dieſer Gaſſe noch ein Streifen 
des der Auſtro⸗belgiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft gehörigen Grundes 
Cat.⸗Parc. 3026 erworben und auf das richtige Niveau gebracht 
werden mufs, die Parcellierungswerberin der Gemeinde für alle Koſten, 
welche der Gemeinde aus der Erwerbung, laſtenfreien Abſchreibung und 
Niveauherſtellung hinſichtlich des obbezeichneten Grundſtreifens der 
Cat.⸗Parc. 3026 erwachſen, haftet und zur Sicherſtellung der Gemeinde 
für die Erfüllung dieſer Verbindlichkeit bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
eine Caution in einem zu beſtimmenden Betrage erlegt, welche die 
Gemeinde zur Vergütung der ihr aus dieſem Anlaſſe erwachſenden 
obbezeichneten Koſten nach Maßgabe des gemachten Aufwandes ohne 
weiteres und ohne gerichtliche Intervention einzuziehen und zu ver— 
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wenden berechtigt iſt, zu welchem Behufe die Parcellierungswerberin 
eine dieſer Verpflichtung entſprechende Cautionserlags⸗Erklärung aus⸗ 
zuſtellen hat. 

Die hinſichtlich der projectierten Parcellierung feiteng der Auſtro⸗ 
belgiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft erhobenen Einwendungen werden, nach 
dem durch die Bedingungen der Parcellierung der Beſitzſtand der 
Auſtro⸗belgiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in keiner Weiſe berührt und 
durch die benachbarte Straßenherſtellung auch eine Gefahr für den 
Wr.⸗Neuſtädter Canal nicht hervorgerufen wird, überdies auch bei der 
Strohgaſſe bereits eine Parcellierung nächſt des Wr.⸗Neuſtädter Canales 
in ähnlicher Weiſe ohne Nachtheil durchgeführt worden iſt, nicht be— 
rückſichtigt, beziehungsweiſe, inſoferne die Geſellſchaft durch Vornahme 
der Parcellierung ſich in ihren Privatrechten berührt erachtet, auf den 
Rechtsweg verwieſen. 

St.-N. Nückauf referiert über den Recurs von Neswals 
Erben in Betreff Behebung ſanitärer Übelſtände im Hauſe XIV. Bezirk, 
Sechshauſer Hauptſtraße 81 und beantragt, dem Recurſe werde hin— 
ſichtlich des Punktes 3 Folge gegeben und der Magiſtrat, beziehungs— 
weiſe das magiſtratiſche Bezirksamt beauftragt, die wegen Deponierung 
von Heu- und Strohvorräthen zu beobachtenden Vorſichten der Partei 
Angenommen.) 
H.-R. Dr. Stenzl referiert über die Note der Bezirkshaupt⸗ 


mannſchaft Hietzing Umgebung, betreffend Zuſtimmung der Gemeinde 


Wien zur Erbauung eines Nothſpitales für Infectionskranke in Mauer 
und beantragt, es ſei der Magiſtrat zu ermächtigen, unter den von 
demſelben vorgeſehenen, auf den Schutz der Hochquellenleitung bezug— 
nehmenden Modalitäten die Zuſtimmung zur Ausführung des fraglichen 
Projectes, reſpective zur Erneuerung des im Jahre 1887 ertheilten 
Conſenſes zu geben. (Angenommen.) 

St.-N. Dr. Vogler referiert über die Lehrfächer⸗Vertheilung 
an der Wiedener Cͤmmunal-Ober-Realſchule pro 1892/93 und be— 
antragt, der vorgelegten Lehrfächer-Vertheilung die Zuſtimmung zu 
ertheilen und das Anſuchen des Profeſſors Ferd. Klamminger um 
Zuweiſung eines geringeren Lehrpenſums zu genehmigen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Recurs des Franz Bauer 
v. Bargehr puncto Rückerſatz einer Kaufsgebür für eine Gruft 
auf dem Grinzinger Friedhofe, und beantragt: Der Stadtrath findet 
dem Recurſe des k. k. Sectionsrathes Franz Bauer v. Bargehr 
gegen die Magiſtrats-Entſcheidung vom 12. Juli 1892, Z. 99234, 
keine Folge zu geben, weil für die Frage, welche Gebür für die Er— 
werbung einer doppelten Terraſſengruft auf dem Grinzinger Friedhofe 
zu entrichten iſt, lediglich die Friedhofsordnung der Gemeinde Grinzing 
vom 24. April 1874 maßgebend iſt, nach dieſer Friedhofsordnung 
aber die Begünſtigung der geringeren Gebür nur den in Grinzing 
heimatberechtigten Perſonen, ferner den Hausbeſitzern und Jahres— 
Wohnparteien, ſowie deren Gehilfen und Dienſtboten zugewendet wird, 
daſs Geſuchſteller aber weder Hausbeſitzer noch Wohnpartei in der 
früheren Gemeinde Grinzing iſt, und derſelbe auch, wenngleich er das 
Heimatsrecht der Stadt Wien beſitzt, doch nicht im Sinne jener 
Friedhofsordnung als in der ehemaligen Gemeinde Grinzing heimats⸗ 
berechtigt angeſehen werden kann, vielmehr im Sinne jener Friedhofs- 
ordnung zu jenen Perſonen gehört, welche die Friedhofsordnung unter 
dem Namen „Fremde“ begreift. 

Inſoferne der Recurs auch dagegen gerichtet iſt, daſs die Ma⸗ 
giſtrats⸗Entſcheidung die Bezeichnung „Selbſtändiger Wirkungskreis“ 
trägt, iſt zu bemerken, dafs, abgeſehen davon, daſs dem Recurrenten 
durch dieſe Bezeichnung ein Nachtheil nicht erwachſen kann, der vor— 
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liegende Gegenſtand nach S 39 Gemeinde-Statut zweifellos zum 
ſelbſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde gehört. Angenommen.) 
St.-N. Schlechter referiert über das Anſuchen des Badhaus⸗ 
beſitzers Moriz Steinböck um Fortbezug des Überfallwaſſers des 
Auslaufbrunnens vor den Häuſern VII., Kandlgaſſe 34 und Halb- 
gaſſe 16. Derſelbe beantragt, dem Moriz Steinböck den Bezug 
des üÜberfallwaſſers bei beiden obigen Brunnen zu dem bisherigen 
Preiſe von 15 fl. 75 kr. per Brunnen und Jahr weiterhin zu ge⸗ 
ſtatten, daſs aber die im Plenar⸗Beſchluſſe des Gemeinderathes vom 
7. Mai 1878 enthaltene Beſtimmung, daſs bei Wegfall dieſes Bezuges 
dem Moriz Steinböck für jeden Brunnen ein Quantum von 
50 Eimern täglich aus der Hochquellenleitung zum normalen Waffer- 
bezugspreiſe direct zuzumeſſen ſei, als blos für zehn Jahre normiert, 
nicht mehr zur Anwendung zu kommen habe, und dafs der Bezug des 
jeweiligen Überfallwaſſers der beiden genannten Brunnen nur auf 
Widerruf und ohne einer rechtlichen Verbindlichkeit ſeitens der Gemeinde 
Wien unter den übrigen bisherigen Beſtimmungen und ohne einer 
14 tägigen Kündigungsfriſt bewilligt werden könne, eventuell der 
Magiſtrat wird aufgefordert, rückſtändige Gebüren aus vergangener 
Zeit einzufordern. Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Dicaſterialgebäude— 
Direction um Bewilligung zur Entnahme von Waſſer aus dem Hoch— 
quellenreſervoir am Roſenhügel für die in dem Finanzwachgebäude 
nächſt dieſem Reſervoir untergebrachte Mannſchaft, und beantragt die 
Abweiſung. (Angenommen.) 
St.-N. Dr. Hackenberg referiert über Geſuche um Verleihung 
des Bürgerrechtes und beantragt, das Anſuchen des Julius Zeinl— 
hofer und Eduard Pröm zu gewähren. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Statthalterei-Erlaſs vom 
11. September 1892, Z. 56231, in Betreff der Bewilligung zur 
Umgeſtaltung eines Geſchäftslocales im II. Stockwerke des Hoftractes 
des Margaretha Schmid t'ſchen Stiftungshauſes, IV., Hauptſtraße 11, 
und beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 
St.-R. Vaugoin referiert über Geſuche um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, an Leopold Melchus, Fleiſchſelcher, 
und Ferdinand Helleport, Kammacher, das Bürgerrecht zu verleihen. 
Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen. 


Allgemeine Rachrichten. 


Sanitäts angelegenheiten. 


(Actenſtücke über die nunmehr beigelegte Controverſe zwiſchen 
der k. k. Statthalterei und der Gemeinde Wien bezüglich der 
Errichtung von Nothſpitälern.) 

I. 

Erlaſs der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 27. Juli 1892, 
Z. 46674, an den Magiſtrat in Wien. 


Mit Beziehung auf die hierorts am 21. d. M. ſtattgefundene Beſprechung 
über den Transport von im Falle des Auftretens der Cholera in Wien an 
dieſer Seuche erkrankten Perſonen nach den Spitälern und von einem k. k. 
Spitale in das andere wird dem Magiſtrate eröffnet, daſs zur Aufnahme von 


im Gebiete der Gemeinde Wien etwa vorkommenden Cholerafällen vorläufig 


das k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spital im X. Wiener Gemeindebezirke beſtimmt 
wird. In dieſem Spitale iſt für den Fall des Vorkommens von Cholera- 
Erkrankungen eine eigene Abtheilung errichtet und wird zur Unterbringung 
ſolcher Kranker zunächſt der Pavillon A der Infections-Abtheilung des genannten 
Spitales in Ausſicht genommen. Da dieſer Pavillon aber augenblicklich nicht 
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zur Verfügung ſteht, weil in demſelben gerade jetzt neue Heizungsanlagen in 
Ausführung begriffen ſind, ſo werden inzwiſchen bis zu der übrigens in der 
kürzeſten Friſt zu gewärtigenden Bereitſtellung dieſes Pavillons in dem von 
der Gemeinde in Benützung übernommenen und gegenwärtig noch nicht zurück⸗ 
übergebeuen Communal⸗Epidemieſpitale an der Trieſter Reichsſtraße als Filiale 
des in unmittelbarer Nähe gelegenen k. k. Kaiſer Franz Joſef-Spitales Locali⸗ 
täten zur Aufnahme allfälliger Cholerakranker bereit gehalten. 

Der Magiſtrat wird beauftragt, ſofort dafür Vorſorge zu treffen, dafs 
alle Amts⸗ und praktiſchen Arzte in Wien in die Kenntnis gelangen, dafs 
Cholerakranke, beziehungsweiſe ſolche Kranke, bei welchen der Verdacht der 
Cholera beſteht, bis auf weiteres unbedingt in kein anderes als das k. k. Kaiſer 
Franz Joſef⸗Spital abzugeben ſind. Durch die Bereitſtellung einer eigenen 
Cholera-Abtheilung im k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spitale iſt jedoch dem Bedürfniſſe 
beim wirklichen Auftreten der Cholera in Wien noch keineswegs genügend 
Rechnung getragen und mußs unbedingt ſchon jetzt die Möglichkeit in Erwägung 
gezogen werden, noch an anderen Punkten der territorial ſo ausgebreiteten 
Stadt geeignete Localitäten ausfindig zu machen, welche gegebenenfalls zur 
Unterbringung und Pflege von Cholerakranken ſofort in Verwendung kommen 
können. Die Eigenart dieſer Krankheit läſst es nicht zu, daſs in den regulären 
Spitälern, welche keine entſprechenden größeren Iſolierräume beſitzen und deren 
Belagraum zur Unterbringung gewöhnlicher ſpitalsbedürftiger Kranker kaum 
für den normalen Bedarf ausreicht, einzelne Räume ſpeciell für Cholera be— 
ſtimmt und mit ſolchen Kranken belegt werden. Auch befinden ſich gerade in 
den vom X. Wiener Gemeindebezirke entlegenen Stadttheilen, im II., XVII., 
XVIII. und XIX. Bezirke, alſo im nördlichen und öſtlichen Gebietstheile der 
Gemeinde, überhaupt feine regulären k. k. Krankenanſtalten. Unverkennbar iſt 
es aber nicht nur mit großen Schwierigkeiten verbunden, ſondern auch ſanitär 
bedenklich, Cholerakranke aus ſo entfernten Lagen, wie früher erwähnt, in das 
Cholera (Filial-) Spital im k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spitale zu bringen, und 
liegen daher die Verhältniſſe hier ganz anders als bei den Epidemien der 
heimiſchen Infections⸗Kraukheiten. 

Im Hinblicke auf dieſe außerordeutlichen Verhältniſſe und mit Rückſicht 
auf die unbeſtreitbar große Gefahr, welche die Stadt bedrohen würde, wenn 
nicht alles daran geſetzt wird, die Krankheit gleich in ihren Anfängen wirkſam 
mit aller Macht und mit allen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu bekämpfen, 
erſcheint es aber auch geboten, dajs mit der Bereitſtellung von Choleraſpitälern 
und ſomit auch mit der Beiſtellung der zur Unterbringung derſelben dienlichen 
Localitäten nicht bis zu jenem Zeitpunkte zugewartet werde, in welchem im 
Sinne des Sanitätsgeſetzes vom 30. April 1870 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68) von Seite 
der Behörde ausgeſprochen worden iſt, daſs eine Epidemie herrſche und dafs 
die regulären Spitäler ſich als unzureichend erweiſen, in welchem Falle nach 
dem Wortlaute des zwiſchen der k. k. Statthalterei im Namen des Wiener 
k. k. Krankenanſtaltenfonds und als Verwalterin desſelben und der betreffenden 
k. k. Spitäler einerſeits und der Gemeinde Wien andererſeits abgeſchloſſenen 
Übereinkommens vom 1. December 1891 in Betreff der Einverleibung der ehe— 
maligen Vororteſpitäler zum Wiener k. k. Krankenanſtaltenfonds erſt die Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde Wien zur unentgeltlichen Beiſtellung der vorhandenen 
Reſerveſpitäler und anderer geeigneter Localitäten eintreten würde, ſondern dafs 
die in dieſer Beziehung erforderlichen Einleitungen und vorbereitenden Maß— 
nahmen ſchon jetzt getroffen werden. Dieſer Nothwendigkeit dürfte ſich auch die 
Gemeinde, zumal im Hinblicke auf die in dieſem Falle auch ſie treffende ſchwere 
Verantwortung nicht verſchließen, vielmehr werden, gleichwie die k. k. Statt⸗ 
halterei, beziehungsweiſe der Wiener k. k. Krankenanſtaltenfonds, welcher nach dem 
bezogenen Übereinkommen den Betrieb auch der Epidemieſpitäler übernommen 
hat, ſchon derzeit nichts unterläſst, um feiner Verpflichtung im Falle des Auf⸗ 
tretens der Cholera ſofort in vollem Maße nachkommen zu können und ſchon 
gegenwärtig durch Beſtimmung von Arzten und Warteperſonen und durch 
Inſtandſetzung von Spitalsräumen die Action zur Bekämpfung der Cholera in 
den erſten Fällen, welche etwa auftreten ſollten, einleitet, gewiss auch die Ge⸗ 
meinde und deren Verwaltungsorgane es für ihre ganz beſondere Pflicht halten, 
nichts zu unterlaſſen, was zur wirkſamen Bekämpfung der vielgenannten ge⸗ 
fährlichen Krankheit beitragen könnte. 

In dieſer Beziehung muſßs die k. k. Statthalterei mit Rückſichſ auf die 
berührten außergewöhnlichen Verhältniſſe ſchon jetzt die unentgeltliche 
Überlaſſung, beziehungsweiſe Beiſtellung nicht nur der Räume des als 
Filiale des k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales geltenden Communal-Epidemie— 
ſpitales an der Trieſterſtraße, ſondern auch insbeſondere die unentgeltliche 
Beiſtellung des der Gemeinde Wien gehörigen Epidemieſpitales in Hernals 
(XVII. Bezirk, ſowie einer für Spitalszwecke geeigneten Localität in der 
Brigittenau für den Moment des Auftretens der Cholera in Wien in Auſpruch 
nehmen. Bezüglich der Überlaſſung des erfterwähnten Reſerveſpitales find keine 
beſonderen Vorkehrungen nothwendig, nachdem dasſelbe ſeit der letzten Be- 
nützung zur Unterbringung von Blatternkranken noch nicht an die Gemeinde 
zurückgeſtellt wurde. Hinſichtlich der Bereitſtellung des Epidemieſpitales in 
Hernals zur ſofortigen Verwendung im Falle des Bedarfes beim Auftreten der 
Cholera wird der hierortige Referent für die Angelegenheiten des Wiener 
k. k. Krankenanſtaltenfonds mit den betreffenden diesämtlichen Organen mündlich 
das Einvernehmen pflegen. Rückſichtlich der Beſtimmung einer zur Verwendung 
als Choleraſpital geeigneten Localität im II. Wiener Gemeindebezirke aber 
wird der Magiſtrat aufgefordert, die diesbezüglichen Erhebungen mit möglichſter 
nn zu pflegen und über das Ergebnis derselben ungeſäumt zu 

erichten. ö 
Hiebei wird der Magiſtrat aufmerkſam gemacht, dafs es ſich, wenn kein 
beſtehendes Local für den gedachten Zweck ausgemittelt werden Könnte, empfehlen 
dürfte, auf geeigneten Plätzen Baracken, eventuell Döcker'ſche für Heizung ein⸗ 
gerichtete Doppelbaracken neueſter vervollkommneter Conſtruction aufzuſtellen, 
und zwar umſomehr, als in dieſem Falle auch die k. k. Statthalterei, in der 
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Abſicht, den Bedürfniſſen bis zur äußerſten Grenze Rechnung zu tragen, die 
Lieferung derartiger Baracken auf Koſten des k. k. Krankenanſtaltenfonds für 
den Fall des Bedarfes ſicherſtellen, dieſe Baracken bei der Jufections-Abtheilung 
des k. k. Kaiſer Franz Joſef-Spitales aufſtellen laſſen und auf dieſe Art zur 
Erleichterung der Laſten der Gemeinde einen größeren Belagraum für Cholera— 
kranke im genannten k. k. Spitale ſchaffen würde. . 

Sollte eine hier allenfalls auftretende Cholera-Epidemie an Ausdehnung 
gewinnen, müste ſelbſtverſtändlich außer der weiteren Beiſtellung des Reſerve⸗ 
ſpitales in Meidling auch die Bereitſtellung einer ausreichenden Anzahl von 
weiteren, zu Choleraſpitälern geeigneten Localitäten gefordert werden. Um auch 
einer ſolchen Eventualität nicht unvorbereitet gegenüberzuſtehen, wird der 
Magiſtrat weiterhin aufgefordert, dieſelbe ſchon gegenwärtig ins Auge zu faſſen 
und jene Localitäten, welche zum gedachten Zwecke etwa verwendet werden 
könnten, in Evidenz zu nehmen und unter genauer Angabe der ausgemittelten 
Localitäten deren Lage, Größe und Faſſungsraum und der etwa vorhandenen 
Einrichtung anher auszuweiſen, damit die k. k. Statthalterei als Verwalterin 
des Wiener Krankenanſtaltenfonds in die Lage kommt, auch ihrerſeits alle Vor⸗ 
bereitungen zur, wenn nöthig, ſofortigen Jubetriebſetzung der Cholera-Noth— 
ſpitäler ins Werk zu ſetzen. . 

Was den Transport von Cholerakranken in das Spital betrifft, wird der 
Magiſtrat aufgefordert, dafür ſofort Sorge zu tragen, dass alle Amts- und prakti⸗ 
ſchen Arzte über die Modalitäten der Inanſpruchnahme der in den verſchiedenen 
Depots der Gemeinde vorhandenen Krankentransportwagen angemeſſen, deutlich 
und auf eine jedes Miſsverſtändnis ausſchließende Weiſe belehrt werden, und 
dafs der Wortlaut der dortamts erlaſſenen Belehrung, von welcher ein Exemplar 
hieher vorzulegen iſt, auch der k. k. Polizei-Direction in Wien zur Inſtruierung 
der einzelnen Bezirks⸗Commiſſariate und der Polizei-Organe überhaupt, deren 
Mitwirkung beim Krankentransporte meiſtens in Anſpruch genommen wird, 
bekanntgegeben werde. Jedenfalls aber muſßs darauf gedrungen werden, dass 
die ſtädtiſchen Organe bei den Depots für die Krankentrausportwagen jederzeit zur 
Stelle ſind und die Beſpannung der bereitgehaltenen Wagen ſofort erfolgen 
kann, damit die Inanſpruchnahme ſowie die Beiſtellung der Trausportmittel 
auch ſchon bei erſten Cholerafällen ohne Anſtand und in der raſcheſten Weiſe 
erfolgen kann. Die in dieſer Richtung getroffenen Verfügungen ſind zur hier⸗ 
ortigen Kenntnis zu bringen. a . 

Im Falle einer Epidemie müfsten ſelbſtverſtändlich bezüglich der Erreich— 
barkeit von Krankentransportmitteln die umfaſſendſten Maßnahmen getroffen 
werden, und wird der Magiſtrat diesbezüglich aufgefordert, die Frage des 
Transportes von Cholerakranken während einer Epidemie, ſowie die Maßregeln 
in Rückſicht auf die Nichtverwendung von dem öffentlichen Verkehre dienenden 
Fuhrwerken und die Desinfection derſelben vor Zulaſſung einer weiteren Be⸗ 
nützung im Einvernehmen mit der k. k. Polizeibehörde in Berathung zu ziehen 
und hierüber beſonders zu berichten. Die Beſorgung des Transportes von Kranken 
von einem k. k. Spitale in das andere wird von der betreffenden Anſtalt beſorgt 
und werden zu ſolchen Transporten in der Regel die in den einzelnen Anjtalten 
vorhandenen Wagen verwendet werden; nur ausnahmsweiſe wird die Bei⸗ 
ſtellung eines Transportmittels in Anſpruch genommen werden. Die bezügliche, 
den Wiener k. k. Krankenanſtalten zukommende Inſtruction wird dem Magiſtrate 
ſeinerzeit bekanntgegeben werden. 


Wien, am 27. Juli 1892. 
In Vertretung: 
Bourguignon. 


Al. 


Protokoll 
aufgenommen bei der k. k. n.-ö. Statthalterei am 22. Auguſt 1892. 


Gegenſtand 


bildet die commiſſionelle Beſprechung, welche mit dem Erlaſſe der k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei vom 20. Auguſt 1892, ad Z. 46674, zur Klarſtellung der Ver⸗ 
pflichtungen angeordnet wurde, welche der Gemeinde Wien mit dem Statt⸗ 
halterei⸗Erlaſſe vom 27. Juli 1892, 3. 46674, in Rückſicht auf die Ausmittlung 
und Bereitſtellung eines zur Unterbringung von Cholerakranken geeigneten 
Locales im II. Wiener Gemeindebezirke und in Anſehung der Ausmittlung 
und Evidenznahme ſolcher Localitäten für den Fall des Bedarfes bei einer 
etwa eintretenden größeren Ausbreitung einer allfälligen Cholera-Epidemie 
auferlegt würden. 


Ad Statth.⸗Z. 53442 ex 1892. 


Gegenwärtig: 
Herr k. k. Statthaltereirath Ritter v. Bernd als Vorſitzender, 95 
. 1 Dr. Ritter v. Karajan, Landes-Sanitäts⸗ 
Referent, | 

Herr Stadtrat Dr. Anton Stenzl, 

„ Magiſtratsrath Lekiſch, 

1 8 Kraus, 

„ Stadtphyſicus⸗Stellvertreter Dr. Löffler, . 

„ Statthalterei-Concipiſt Dr. Negedly als Schriftführer. 

Die Veraulaſſung zur Beſprechung bot der k. k. n.⸗ö. Statthalterei die 
Notiz in einem Wiener Tagesjournale, dafs der Stadtrath Wien beſchloſſen 
habe, gegen den Auftrag der Statthalterei zur Beiſtellung von Epidemie⸗ 
Spitallocalitäten in allen Wiener Bezirken eine Vorſtellung zu überreichen, 
weil bisher auch beim Auftreten einer Cholera-Epidemie mit den beſtehenden 
Epidemieſpitälern noch immer das Auslangen gefunden worden ſei. 
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Der Vorſitzende gibt an der Hand des mehrfach genannten Erlaſſes der 
k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 27. Juli 1892, Z. 46674, den anweſenden Ver⸗ 
tretern der Gemeinde und des Magiſtrates Wien die Aufklärung, dass mit 
dieſem Erlaſſe von der Gemeinde Wien keineswegs ſchon jetzt die Beiſtellung 
von zu Choleraſpitälern geeigneten Localitäten in den einzelnen Bezirken Wiens 
gefordert wurde, daſs vielmehr mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des am 
1. December 1891 zwiſchen der k. k. n.⸗ö. Statthalterei und der Gemeinde 
Wien abgeſchloſſeuen Übereinkommens und mit Rückſcht auf die Möglichkeit 
einer ziemlich raſchen Ausdehnung einer in Wien etwa ausbrechenden Cholera⸗ 
Epidemie nur gefordert wurde, daſs die Gemeinde Wien ſchon jetzt jene Locali— 
täten ausmittle und in Evidenz nehme, welche ſeinerzeit nach § 3 des erwähnten 
Übereinkommens nach Bedarf zur zeitweiſen Vermehrung des Spitalbeleg⸗ 
raumes der k. k. u.⸗ö. Statthalterei namens des Wiener k. k. Krankenanſtalten⸗ 
fonds unentgeltlich zur Verfügung geſtellt werden müſſen. 


Ausmittlung und Evidenzuahme dieſer Localitäten aber müſſe ſchon jetzt 
gefordert werden, weil dies Vorbereitungen ſind, die einen längeren Zeit⸗ 
aufwand in Anſpruch nehmen und daher nicht erſt im Momente durchgeführt 
werden können, wenn ſich das augenblickliche Bedürfnis, ſolche Localitäten zur 
Verfügung zu haben, einſtellt. 

Auch müſſe ſchon derzeit darauf Bedacht genommen werden, wie im 
gegebenen Falle dieſe Localitäten betriebsfähig eingerichtet werden können, und 
in dieſer Beziehung verlange der erwähnte Statthalterei-Erlaſs die Bekannt⸗ 
gabe der ausgemittelten Localitäten, deren Lage, Größe, Faſſungsraum und 
etwa vorhandene Einrichtung. . 

In Anſpruch genommen werden dieſe Localitäten ſelbſtverſtändlich erſt 
dann, wenn die Gemeinde Wien nach den Beſtimmungen des bezüglichen 
Übereinkommens zu deren Beiſtellung verpflichtet iſt; derzeit werden nur jene 
Vorbereitungen verlangt, welche zur Sicherſtellung der Möglichkeit der 
Erfüllung der von der Gemeinde Wien übernommenen Verpflichtung zur Bei— 
ſtellung von in jeder Beziehung ausreichenden Epidemie⸗Spitalslocalitäten 
nothwendig erſcheinen. Nur bezüglich der Beiſtellung einer zur Unterbringung 
von Cholerakranken geeigneten Localität wurde eine Ausnahme gemacht, nämlich 
der Beiſtellung einer ſolchen im II. Wiener Gemeindebezirke. Die Gründe 
hiefür find in dem Statthalterei-Erlaſſe klar und deutlich aufgezählt. 

„Es wurde hier von der Gemeinde Wien wohl etwas über den Rahmen 
des Übereinkommens hinausgefordert, aber nur deshalb, weil es in Berück— 
ſichtigung aller im Statthalterei⸗Erlaſſe beſprochenen Verhältniſſe als ganz 
unerläſslich erſcheint für die zahlreiche Bevölkerung des II. Wiener Ge— 
meindebezirkes ſchon gleich bei Beginn einer etwaigen Cholera⸗Epidemie Loca⸗ 
litäten zur Verfügung zu haben, welche nahegelegen find und es ermöglichen, 
den Schwerkranken den ſtundenweiten Weg ins nächſtgelegene Epidemieſpital 
zu erſparen, deſſen Zurücklegung für dieſelben mit namhaften Qualen und oft 
auch mit dem Tode ſchon während des Transportes verbunden wäre. 

Es könne wohl vorausgeſetzt werden, daſs die Gemeinde Wien in Berück⸗ 
ſichtigung der hier vorliegenden ganz beſonderen Verhältniſſe der 
Bevölkerung die ſchon ſo oft und in reichem Maße zugewendete Fürſorge und 
Opferwilligkeit auch gegenwärtig nicht vorenthalten werde, und ſich an den 
Wortlaut des mehrerwähnten Übereinkommens feſtklammernd nicht Zuſtände 
wird ſchaffen wollen, welche im Ernſtfalle höchſt bedauerlicher Natur wären. 


übrigens könnten auch die der Gemeinde durch die Bereitſtellung eines 
ſolchen Locales im II. Bezirke erwachſenden Koſten keine ſo bedeutenden ſein, 
wenn erwogen wird, dafs es ſich doch nur um proviſoriſche Spitalsräume 
handelt, wofür die einfachſten Baracken genügen würden und die Gemeinde 
veranlaſſen, die Vortheile ſo ganz zu ignorieren, welche ſich aus dem Beſtande 
ſolcher Localitäten für die Bevölkerung eines großen Theiles von Wien ergeben 
würden; die k. k. Statthalterei kann daher nur ein ganz beſonderes 
Gewicht darauf legen, dass bezüglich der Beiſtellung ſolcher Localitäten 
im II. Wiener Gemeindebezirke der Aufforderung des Statthalterei-Erlaſſes 
vom 27. Juli 1892, Z. 46674, unbedingt entſprochen werde. Ebenſo müſſe 
Wert darauf gelegt werden, dass die erſterwähnten, in den übrigen Bezirken 
anszumittelnden Localitäten ſo raſch als möglich in Evidenz genommen 
und in der im mehrerwähnten Erlaſſe vorgeſchriebenen Art und Weiſe der 
Statthalterei bekanntgegeben werden. n 


Die anweſenden Vertreter der Gemeinde und des Magiſtrates Wien 
erklären, nachdem ſeitens des k. k. u.⸗ö. Landes⸗Sanitäts⸗Referenten die Noth⸗ 
wendigkeit und Wichtigkeit der Bereitſtellung von Localitäten für Cholera- 
kranke im II. Bezirke und auch das Unerläſsliche der Evidenznahme ſolcher 
Localitäten in anderen Bezirken für einen allfälligen ſpäteren Bedarf betont 
und ausführlich dargethan wurde, die betreffenden Aufklärungen voll zur 
Kenntnis zu nehmen, hierüber aber ohne eine ſchriftliche Verſtändigung oder 
Weiſung in ihren Referaten nichts verfügen zu können. 

Sie bitten, die Ihnen ertheilten Erläuterungen dem Magiſtrate Wien 
ſchriftlich zukommen zu laſſen. 

Geſchloſſen und gefertigt mit dem Bemerken, dajs ſich die oberwähnten 
Vertreter der Gemeinde und des Magiſtrates Wien vor Abſchluſs des Proto— 
kolles entfernt hatten. 

Vernd, 
k. k. Statthaltereirath. 
Dr. Karajan, 
k. k. n.⸗ö. Landes⸗Sanitätsreferent. 


Dr. Negedly, 
k. k. Statthalterei⸗Concipiſt. 
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III. 
Erlaſs der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 24. Auguſt 1892, 
3. 53442: 


Wird dem Magiſtrate in Wien im Nachhange zum h. o. Erlaſſe vom 
20. Auguſt 1892, Z. 46674, und mit Beziehung auf den h. o. Erlaſs vom 
27. Juli 1892, 3. 46674 zur Kenntnisnahme mit der beſtimmten Auf- 
forderung zugemittelt, den Anordnungen des letztbezogenen h. o. Er⸗ 
laſſes mit größter Beſchleunigung zu entſprechen und den noch ausſtändigen 
Bericht über die diesamtlich im Sinne dieſes Erlaſſes getroffenen Vorkehrungen 
umgehend zu erſtatten. 

Wien, am 24. Auguſt 1892. 


Von der k. k. n.⸗ö. Statthalterei. 


In Vertretung: 
Vflügl. 


IV. 
G. 3. 158166 
VIII. 

Bericht des Wiener Magiſtrates ad Z. 46674 und 53442 
in Betreff der Ausmittlung und Bereitſtellnng von zur Unterbringung 
von Cholerakranken geeigneten Localitäten. 

Hochlöbliche k. k. n.⸗ö. Statthalterei! 

In dem Erlaſſe vom 27. Juli 1892, Z. 46674, hat die hohe k. k. u.⸗ö. 
Statthalterei unter anderem ausgeſprochen, dafs fie ſchon jetzt von der 
Gemeinde Wien die unentgeltliche Überlaſſung, beziehungsweiſe 
Beiſtellung einer zur Unterbringung von Cholerakranken geeigneten Localität 
im II. Gemeindebezirke, eventuell in der Brigittenau in Auſpruch nehme und 
daſs fie ſchon dermalen auf der Bereithaltung einer ausreichenden Anzahl von 
weiteren, zu Choleraſpitälern geeigneten Localitäten beſtehe. 

Da hinſichtlich dieſer Forderungen vor allem die Verpflichtung der Ge— 
meinde hiezu in Betracht zu ziehen war und durch dieſe Aufträge, welche 
jedenfalls namhafte, außerordentliche Ausgaben erforden würden, auch das 
ökonomiſche Intereſſe der Gemeinde berührt wird, ſo hat der Magiſtrat im 
Sinne der Beſtimmungen des Gemeindeſtatutes über dieſen Sachverhalt an 
den Stadtrath berichtet. | 

Der Stadtrath hat nun in feiner Sitzung vom 19. d. M. den Beſchluſs 
gefajst, gegen die vorerwähnten Aufträge der hohen k. k. n.⸗ö. Statthalterei 
eine Vorſtellung zu erheben. 

Bei dieſem Beſchluſſe ließ ſich der Stadtrath von folgenden Erwägungen 
leiten: | a | 
„ Eine ſolche Verpflichtung der Gemeinde Wien zur unentgeltlichen 
Überlaſſung, beziehungsweiſe Beiſtellung von zu Choleraſpitälern geeigneten 
Localitäten muſs negiert werden, inſolange nicht die Unzulänglich— 
keit der beſtehenden regulären Spitäler des k. k. Krankenhaus⸗ 
fondes zweifellos feſtgeſtellt ſein wird und auch die Reſerveſpitäler 
vollſtändig belegt find, in den Motiven, aus welchen die hohe k. k. u.⸗ö. 
Statthalterei dieſe Verpflichtung der Gemeinde ableitet, wird aber von der 
Unzulänglichkeit des Belegraumes der vorhandenen Spitäler gänzlich abgeſehen. 

Wenn geltend gemacht wird, dass namentlich der Bezirkstheil Brigittenau 
von dem Kaiſer Franz Joſef-Spitale und den übrigen Reſerveſpitälern zu weit 
abgelegen ſei und daher mit Rückſicht auf den ſchnellen Verlauf des Krankheits⸗ 
proceſſes für die Unterbringung von Cholerakranken in dieſem Bezirke vorgeſorgt 
werden müſſe, jo iſt doch zu erwägen, dafs dieſer Gebietstheil von mehreren der 
regulären Spitäler, deren Belegraum nicht erſchöpft iſt, nicht allzuweit abliegt, 
ſo beiſpielsweiſe von der Krankenanſtalt Rudolf-Stiftung und wird diesfalls 
erwähnt, daſs in dem neuen, dem k. k. Krankenhausfonde übergebenen, im 
XVI. Bezirke gelegenen Wilhelminen-Spitale ein ganz iſolierter Infectionstract 
mit einem nicht unbedeutenden Belegraume vorhanden iſt, welcher gegenwärtig 
leer ſteht, jedoch in kürzeſter Zeit eingerichtet werden könnte. 
| Indem der Magiſtrat in Ausführung des Stadtraths-Beſchluſſes vom 
19. d. M., Z. 4912, dieſe Erwägungen zur Kenntnisnahme und hochgeneigten 
Würdigung unterbreitet, erlaubt er fi) beizufügen, daſs in der Zwiſchenzeit 
die Erhebungen wegen Ausmittlung einer als Cholera-Nothſpital geeigneten 
Localität im II. Gemeindebezirke für den Fall der Noth durch das Stadt- 
bauamt gepflogen werden. N 

Es wird diesfalls in Ausſicht genommen, auf den der k. k. 
Donauregulierungs-Commiſſion gehörigen Gründen nächſt der 
Kaiſer Franz Joſef⸗ Brücke in der Brigittenau, und zwar auf 
dem Baublocke VII D 8 H ein Barackenſpital mit 200 Betten zu 
errichten. 

Ein zweiter Bauplatz für die eventuelle Errichtung eines Cholera-Baracken⸗ 
ſpitales wäre der dem Wiener Bürgerſpitalfonde gehörige große Grundcomplex 
unter den Kaiſermühlen mit der Cataſterbezeichnung „Spital⸗Häufel“ am linken 
Donauufer, am Kopfe der Kronprinz Rudolf-Brücke, unmittelbar an der 
Kagrauerſtraße, links und rechts der Schüttauſtraße; der Grund iſt jedoch der— 
malen verpachtet. 1 

Dieſer Platz iſt aber zu obigem Zwecke aus dem Grunde nicht geeignet, 
weil daſelbſt das Hochquellenwaſſer nicht zugeleitet werden kann. 

Sonſtige der Gemeinde gehörige und für den fraglichen Zweck geeignete 
Gründe ſind im II. Bezirke nicht vorhanden. 
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Was die in dem eingangs citierten Erlaſſe erwähnten Döcker'ſchen 
Lazarethbaracken anbelangt, ſo erſcheinen dieſelben nach dem Gutachten des 
Stadtbauamtes, ſowie nach einer Mittheilung der Direction des k. k. Kranken⸗ 
hauſes Rudolf⸗Stiftung für der abgeſehenen Zweck wenig brauchbar. 

Wien, am 4. September 1892. 

Der Bürgermeiſter: 


Dr. Prix. 


V. 
Erlass der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 12. September 1892, 
Z. 56705, an den Herrn Bürgermeiſter von Wien: 


„über den Bericht vom 6. September d. J., Z. 5499, wurde eine com- 
miſſionelle Verhandlung mit den Leitern der k. k. Wiener Krankenanſtalten zu 
dem Zwecke abgehalten, um feſtzuſtellen, ob und eventuell mit welchen Modi- 
ficationen die Durchführung des von Euer Hochwohlgeboren vorgeſchlagenen Planes 
für die Etablierung der öffentlichen Choleraſpitäler in Wien im Hinblicke auf 
die hiebei zu beachtenden ſanitären, hygieniſchen und ſonſtigen Ruͤckſichten zu— 
läſſig erſchiene. Auf Grund des Ergebniſſes dieſer Verhandlung und der weiter 
im Gegenſtande von der Statthalterei gepflogenen Erhebungen wird Euer Hoch— 
wohlgeboren Folgendes eröffnet: Nach den am 9. September d. J. eingeholten 
Ausweiſen der k. k. Krankenhausdirectionen waren an dieſem Tage in ſämmt⸗ 
lichen acht Wiener k. k. Krankenanſtalten 487 Betten zur allgemeinen Auf⸗ 
nahme von nicht infectiöfen Kranken verfügbar, welche Anzahl mit Rückſicht 
auf die Bevölkerung von über 1,300.000 Einwohnern als minial bezeichnet 
werden muſs. Wenn angeſichts dieſer an ſich ſchon geringen Ziffer weiter 
erwogen wird, dass dieſelbe nur auf den momentan beſonders günſtigen Ge- 
ſundheitszuſtand der Wiener Bevölkerung zurückzuführen iſt, auf deſſen Dauer 
mit Rückſicht auf die herannahende ſchlechtere Jahreszeit erfahrungsgemäß nicht 
gerechnet werden darf; dafs ferner dieſe Ziffer zufolge der inzwiſchen bereits 
an die Direction des k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales einerſeits und an die 
anderen Spitalsdirectionen andererſeits ergangenen Weiſung das Kaiſer Franz 
Joſef⸗Spital zur Reſervierung des Belagraumes für Cholerakranke von der 
Aufnahme anderer Kranken möglichſt zu entlaſten iſt, und beziehungsweiſe 
der Belagraum in den anderen k. k. Krankenanſtalten durch Aufnahme von 
Kranken der letzteren Art möglichſt ſtark auszunützen, heute bereits erheblich 
geſunken ſein und noch ferner ſinken muſßs, daſs endlich eine abſolut volle Be- 
nützung aller disponiblen Betten in den k. k. Krankenanſtalten naturgemäß aus 
dem Grunde niemals eintreten kann, weil es ſelbſt in der Zeit der Bedrängnis 
nicht immer angeht, die Special-Abtheilungen ohneweiters mit Kranken anderer 
Kategorien bis auf das letzte Bett auszufüllen, ſo erhellt aus allen dieſen Er⸗ 
wägungen, dass die k. k. Krankenanſtalten mit alleiniger Ausnahme des für 
infectiöſe Kranke beſonders eingerichteten k. k. ͤKaiſer Franz Joſef-Spitales ſchon 
heute als voll belegt oder doch nur als zur gewöhnlichen Krankenaufnahme 
eben noch ausreichend angeſehen werden müſſen. 

Wenn ſchon hieraus folgt, dass die k. k. Krankenanſtalten in Wien (immer 
mit Ausnahme des k. k. Kaiſer Franz Joſef-Spitales) im Falle eines epide⸗ 
miſchen Auftretens der Cholera nicht im Stande ſind, auch die von dieſer 
Seuche Befallenen aufzunehmen, ſo erſcheint dieſe Aufnahme auch noch außer⸗ 
dem aus ſpitalshygieniſchen und bei einzelnen dieſer Spitäler auch aus bau⸗ 
techniſchen Rückſichten gänzlich unzuläſſig. Offenbar waren es auch die eben 
erwähnten Rückſichten, welche Euer Hochwohlgeboren veranlaſst haben, das allge⸗ 
meine Krankenhaus, das Krankenhaus Wieden, das Stephanie⸗Spital und das 
St. Rochus⸗Spital in Penzing in Ihrem Vorſchlage für die Beſtimmung von 
Choleraſpitälern als ſolche nicht in das Auge zu faſſen. 

Ganz dieſelben Rückſichten gelten aber auch bezüglich der k. k. Kranken⸗ 
anſtalt „Rudolf⸗Stiftung“, welche einen einheitlichen Gehäudecomplex bildet, 
ein einheitliches Canaliſierungsſyſtem hat, die Schaffung einer entſprechend iſo— 
lierten Cholera-Abtheilung nicht zuläſst und auch nicht in feiner Gänze als 
Choleraſpital gewidmet werden kann. Letzteres iſt nämlich aus dem Grunde 
nicht möglich, weil dieſes Spital inmitten eines beſonders dicht bevölkerten 
Stadttheiles liegt, weil die Canäle des Spitales mit den umliegenden Canälen 
eng communicieren, und weil die Evacuierung dieſes Spitales von allen anderen 
Kranken, welche der Widmung als Choleraſpital vorausgehen müſste, aus den 
mannigfachſten Rückſichten undurchführbar erſcheint. In letzterer Richtung ſei 
nur darauf hingewieſen, daſs in dieſem Spitale ſtets untransportable Kranke 
behandelt werden, und dass alle anderen Krankenanſtalten zuſammengenommen 
nicht den Raum bieten können, um die Krauken der „Rudolf-Stiftung“ auf 
dieſelben vertheilt unterzubringen. 


Mit der nachgewieſenen Unmöglichkeit, die k. k. Krankenanſtalt „Rudolf⸗ 
Stiftung“ ganz oder theilweiſe als Choleraſpital zu widmen, fällt aber der von 
Euer Hochwohlgeboren in dem eingangs bezogenen Berichte gemachte Vorſchlag 
bezüglich der Heranziehung der in Wien beſtehenden k. k. Krankenanſtalten zur 
Aufnahme von Cholerakranken, und ſieht ſich die k. k. Statthalterei daher zu 
ihrem Leidweſen auch außer Stande, dem in dieſer Beziehung vorgeſchlagenen 
Plaue, nach welchem das Gemeindegebiet von Wien in vier Rayons einge⸗ 
theilt und jedem derſelben ein reguläres Spital zur Aufnahme von Cholera⸗ 
kranken beſtimmt werden ſollte, beizutreten. Übrigens kann hiebei nicht unbe⸗ 
merkt bleiben, daſs durch die Ausführung des in Rede ſtehenden Planes den 
in dem mehrerwähnten Berichte hervorgehobenen Übelſtänden, welche ſich aus 
dem Transporte von Cholerakranken auf größere Entfernungen ergeben, keines- 
wegs abgeholfen würde, nachdem auch bei Einführung der vorgeſchlagenen vier 
Rayous lange und weite Transporte, wie z. B. von Nufsdorf oder Grinzing 
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in das Wilhelminen-Spital, und das Durchfahren mehrerer Bezirke nicht ver- 
mieden werden können. 

Um aber dem berechtigten Wunſche Euer Hochwohlgeboren auf Decen- 
traliſation der Aufnahme der Cholerakranken nach Möglichkeit entgegenzukommen, 
iſt die Statthalterei bereit, außer den Pavillons A, B und C des Kaiſer Franz 
Joſef⸗Spitales (220 Betten) auch den Iſolier⸗Pavillon des Kaiſerin Eliſabeth⸗ 
Spitales (44 Betten) und den Infectiöſen⸗Pavillon des Wilhelminen-Spitales 
(36 Betten) mit Cholerakranken belegen zu laſſen, und zwar letzteren, ſobald 
die Zufuhr guten Trinkwaſſers in genügender Menge geſichert iſt, wonach ſich 
in den k. k. Krankenanſtalten für Cholerakranke ein Belagraum von 300 Betten 
ergibt, welche im Nothfalle durch Inanſpruchnahme ſämmtlicher Räume des 
Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales und intenſivere Ausnützung des Belagraumes mehr 
als verdoppelt werden könnte. Die k. k. Statthalterei behält ſich vor, den Zeit⸗ 
punkt der factiſchen Benützung der Cholera-Abtheilungen im Eliſabeth⸗ und 
Wilhelminen⸗Spitale dem Wiener Magiſtrate ſeinerzeit noch beſonders bekannt⸗ 
ugeben. 
= Außerdem hat die k. k. Statthalterei bereits die Errichtung von Cholera- 
Exſpectanzen in allen Wiener k. k. Krankenanſtalten angeordnet, infolge deſſen 


ſtehen im k. k. allgemeinen Krankenhauſe zwei Exſpectanzzimmer mit 31 Betten, 


im Krankenhauſe Wieden zwei mit 20, in der „Rudolf-Stiftung“ zwei mit 48, 
im Kaiſer Franz Joſef⸗Spitale zwei weitere Pavillons mit je 60 Betten und 
auch im Kaiſerin Eliſabeth⸗Spitale, dem Kronprinzeſſin Stephanie⸗Spitale, dann dem 
Wilhelminen⸗Spitale kleinere ſolche Exſpectanzen zu je zwei Zimmern vollſtändig 
eingerichtet und mit dem erforderlichen ärztlichen und Warteperſonal zur Verfügung. 
Hiebei wird ausdrücklich bemerkt, daS dieſe Exſpectanzen nicht zur Aufnahme von 
Cholerakranken, ſondern zur Feſtſtellung der Diagnoſe und erſten ärztlichen Hilfe 
bei ſolchen Perſonen beſtimmt ſind, welche unter verdächtigen Erſcheinungen er⸗ 
kranken und welche daher, wenn ſich ſofort bei der Aufnahme unzweifelhaft 
Cholera herausſtellt, ſogleich mittelſt desſelben Wagens in das nächſtgelegene 
Choleraſpital zu bringen find, der dieſe Kranken zuführte. Sollte es die Ge— 
meinde für wünſchenswert erachten, daſs ſolche Exſpectanzen auch in den 
größeren Wiener Privatſpitälern eingerichtet werden, z. B. im Spitale der 
barmherzigen Brüder, der Eliſabethinerinnen u. ſ. w., jo bleibt es der Gemeinde 
überlaſſen, ſich diesbezüglich mit den betreffenden Spitalsverwaltungen ins Ein— 
vernehmen zu ſetzen. . 

Nachdem weiter 300 vollſtändig eingerichtete neue Reſervebetten bereit- 
ſtehen, ſowie auch die Beiſtellung einer entſprechenden Anzahl von Wagen für 
den Transport von einem Spitale zum anderen und ferner zur Ausmittlung 
und Herrichtung von Desinfectionsplätzen bei den Spitälern angeordnet wurde, 
endlich der Krankenanſtaltenfonds die ihm von der Commune Wien eventuell 
zur Verfügung geſtellten Epidemieſpitäler ſofort in vollſtändigen Betrieb über⸗ 
nimmt, hat die Statthalterei als Verwaltung dieſer Fonds damit das weit⸗ 
gehendſte Entgegenkommen bewieſen und darf nun wohl erwarten, dass auch 
die Commune ihrerſeits die ihr nach dem Übereinkommen vom 1. December 1891 
und nach den klaren geſetzlichen Beſtimmungen obliegenden Verpflichtungen ohne 
Aufſchub im vollſten Maße umſomehr erfüllen werde, als es ſich nicht um 
fernliegende Intereſſen, ſondern um eine imminente Gefahr, um eine heran⸗ 
nahende, das Leben der Bewohner der Hauptſtadt in ſo hohen Grade bedrohende 
Seuche handelt und, wie die Erfahrung lehrt, Verſäumniſſe in dieſer Richtung 
fi) im letzten Momente nicht wieder gut machen laſſen. e 

Indem die Statthalterei die bereitwillige Beiſtellung des Epidemieſpitales 
au der Trieſterſtraße mit 240 Betten für Cholerazwecke, fo.vie die Zuſage der 
Beiſtellung von communalen Reſerveſpitälern in Meidling und Hernals mit 72, 
beziehungsweiſe 50 Betten, dann des Schulgebäudes in Zwiſchenbrücken zur 
Unterbringung von Cholerakranken, ſchließlich die Aufſtellung von Baracken zu 
gleichen Zwecken an geeigneten Orten, insbeſondere im II. Bezirke, bei dem 
Kaiſerin Eliſabeth⸗Spitale im XIV. Bezirke und auf Gründen, welche an das 
Wilhelminen⸗Spital im XVI. Bezirke grenzen, mit Befriedigung zur Kenntnis 
nimmt, kann die Statthalterei nicht umhin, Euer Hochwohlgeboren aufmerkſam 
zu machen, dafs, wie aus den vorſtehenden Darlegungen über die Verhältniſſe 
in den Wiener k. k. Krankenanſtalten, hervorgeht, nunmehr der Zeitpunkt ein⸗ 
getreten iſt, in welchem nach dem Übereinkommen bei der Übergabe der k. k. 
Krankenanſtalten die Unzulänglichkeit dieſer Anſtalten für die Aufnahme der an 
der epidemiſchen Cholera Erkrankten als zweifellos feſtgeſtellt anzuſehen und 
ſohin die Commune zur Bereitſtellung von weiteren Räumlichkeiten für Noth⸗ 
ſpitäler verpflichtet ift, um bei etwaiger Ausbreitung der Epidemie allen An⸗ 
forderungen gerecht werden zu können. n 

Das dieſe Verpflichtung der Gemeinde beſteht und in den beſtehenden 
Geſetzen begründet iſt, hat auch das hohe Miniſterium des Innern wiederholt 
mit aller Beſtimmtheit ausgeſprochen. Der k. k. Miniſterial-Erlaſs vom 6. Mai 
1876, Z. 3170, ſagt wörtlich: N | 

„Erheiſcht die Spitalshygiene zur Zeit des häufigeren Auftretens irgend 
einer anſteckenden Krankheit, wie z. B. Flecktyphus, Blattern u. ſ. w. die zeit⸗ 
weiſe Siſtierung der Aufnahme ſolcher Kranken in die drei Wiener Kranken⸗ 
anſtalten bei ſelbſt noch vorhandenem Belegraume und ſtellt ſich 
deren Iſolierung nothwendig dar, fo hat nach 8 4, lit. a, des Geſetzes 
vom 30. April 1870 (R.⸗G.⸗Bl. Nr. 68) die Gemeinde Wien die örtlichen Vor⸗ 
kehrungen zur Verhütung der Weiterverbreitung ſolcher Krankheiten durch Er— 
öffnung von Nothſpitälern zu treffen.“ | 

Ferner bringt der hohe Miniſterial-Erlaſs vom 9. Auguſt 1884, Z. 7150, 
zum Abdrucke: „dafs der Gemeinde die Verpflichtung obliege, im Falle des 
Auftretens einer Cholera-Epidemie im Stadtgebiete von Wien behufs iſo lierter 
Verpflegung jener Cholerakranken, welche in den vorhandenen Krankenanſtalten 
wegen Mangels an Belegraum, ſowie aus ſpitalshygieniſchen Rückſichten 
nicht aufgenommen werden können, nach Maßgabe des Bedarfes geeignete 
Spitalslocalitäten (Nothſpitä 10 einzurichten und zu erhalten“. Endlich 
aber enthält der die Errichtung des k. k. Kaiſer Franz Joſef-Spitales betreffende 
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hohe Miniſterial-Erlaſs vom 10. Juni 1887, Z. 7962, welche in Folge des 
hohen Auftrages von Ihren Herren Amtsvorgängern mit hierortigem Erlass 
vom 12. Juni 1887, 3. 31588, zur vollinhaltlichen Mittheilung an den 
Magiſtrat und den Gemeinderath intimiert und demſelben laut des Berichtes 
vom 14. Juni 1887, G.⸗R.⸗Z. 3955, mitgetheilt worden iſt, die Norm, daſs 
das zu errichtende vierte Spital allerdings die Beſtimmung hat, auch Infections— 
kranke verſchiedener Art in epidemiefreien Zeiten aufzunehmen, dafſs jedoch der 
Belagraum dieſes vierten Krankenhauſes keineswegs ausſchließlich oder auch nur 
vorzugsweiſe zur Unterbringung von Infectionskranken, ſondern auch zur Unter— 
bringung anderer Kranken beſtimmt ſei, und dass die Staatsverwaltung eine Ver— 
pflichtung zur Aufnahme von Infectionskranken in irgend eines der in Wien 
unter ihrer Verwaltung ſtehenden Krankenhäuſer nur inſoweit anzuerkennen 
vermag, als der Belagraum in denſelben und die ſpitalshygieniſchen Rückſichten 
die Aufnahme von Infectionskranken geſtatten. Durch die Errichtung dieſer 
vierten Krankenanſtalt wird daher die Gemeinde Wien von ihrer im Sanitäts- 
geſetze begründeten Verpflichtung, zur Zeit des Herrſchens einer Epidemie für 
die Unterbringung von Infectionskranken in auf Koſten der Gemeinde errichteten 
Spitälern inſoweit Sorge zu tragen, als dieſe Infectionskranken in den von der 
Regierung verwalteten vier öffentlichen Krankenanſtalten wegen des Mangels 
an Belagraum oder aus ſpitalshygieniſchen Rückſichten nicht unter⸗ 
gebracht werden können, nicht befreit. An der in den vorſtehenden Erläſſen des 
hohen Miniſteriums des Innern ausgeſprochenen Verpflichtung der Gemeinde 
Wien hat auch das anlässlich der Übernahme der ehemaligen Wiener Vororte— 
ſpitäler zum Wiener k. k. Krankenanſtaltenfonds zwiſchen der k. k. Statthalterei und 
der Gemeinde Wien am 1. December 1891 abgeſchloſſene Übereinkommen 
nichts geändert, ſo daſs das hohe Miniſterium des Innern auch gegenwärtig 
noch auf dem in den oben angeführten Erläſſen eingenommenen Standpunkte ſteht. 
Es mus daher umſomehr erwartet werden, dafs die Gemeinde den ihr nach 
dem Geſetze und dieſem Übereinkommen obliegenden Verpflichtungen mit voller 
Bereitwilligkeit nachkomme, als der Gemeinde aus dieſem Übereinkommen eine 
Reihe weſentlicher Vortheile erwachſen iſt, insbeſondere die Gemeinde, welche 
früher im Falle des Ausbruches einer Epidemie die geſammten Koſten für die 
Epidemieſpitäler zu tragen hatte, nunmehr nur für die Beiſtellung und theil⸗ 
weiſe Einrichtung der für die Epidemiezwecke erforderlichen Räume, welche 
letztere überdies gegenwärtig bereits in größerer Anzahl zur Verfügung ſtehen 
(Communal-Epidemieſpital an der Trieſter Reichsſtraße, Reſerveſpitäler in 
Meidling und Hernals), aufzukommen hat, während alle übrigen aus dieſem 
Aulaſſe erwachſenden Koſten, ſo namentlich jene für das ärztliche und Warte⸗ 
perſonal, für die Verpflegung der Kranken ꝛc. ſowie ſämmtliche Adminiſtrations⸗ 
Auslagen der Wiener k. k. Krankenanſtaltenfonds übernimmt und auf dieſen 
daher der weitaus größte Theil der aus der Spitalsbehandlung von Kranken 
im Falle des Ausbruches einer Epidemie erwachſenen Auslagen entfällt. Der 
k. k. Statthalter ſieht ſich daher veranlasst, den mit dem hier- 
ortigen Erlaſſe vom 27. Juli d. J., 3. 46674, an den Magiftrat 
gerichteten Auftrag zur Bereitſtellung der erforderlichen Nothſpitalräume mit 
allem Nachdrucke zu erneuern, und ladet Euer Hochwohlgeboren ein, dieſen 
Erlaſs dem Stadtrathe in Erledigung feiner mit Bericht des Magiſtrates vom 
4. September d. J., Z. 158166 anher gelangten Vorſtellung gegen den obencitierten 
Auftrag, Z. 46674, zur Kenntnis zu bringen, gleichzeitig aber auch die ent⸗ 
ſprechenden Vorkehrungen nicht nur zur Bereitſtellung der oben bereits erwähnten 
Reſerveſpitäler, ſondern auch der etwa weiter erforderlichen geeigneten Räume 
für Cholera-Epidemieſpitäler, insbeſondere zunächſt im II. Bezirke, dann in den 
übrigen, von den bereits beſtimmten Choleraſpitälern weit abgelegenen Stadt⸗ 
theilen ohne Verzug zu treffen und über das Verfügte binnen acht Tagen 
anher zu berichten. Schließlich wird bemerkt, dass von der in dem eingangs 
bezogenen Berichte ausgeſprochenen Abſicht, eventuell auf der Donauregulierungs⸗ 
Commiſſion gehörigen Gründen Cholerabaracken zu errichten, unter einem die 
Donauregulierungs⸗Commiſſion mit dem Erſuchen in die Kenntnis geſetzt wird, 
der Commune Wien hinſichtlich der Ausführung dieſes Vorhabens nach Thun⸗ 
lichkeit entgegenzukommen. 
Kielmansegg. 


— 


VI. 


Beſchluſs des Gemeinderathes vom 16. September 1892: 


„Es ſei gegen den Statthalterei-Erlaſßs vom 12. September 1892, 
3. 56705, der Recurs zu ergreifen.“ 


VII. 


Recurs des Bürgermeiſters gegen den Erlass der hohen k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei vom 27. Juli 1892, Z. 46674, und vom 12. Sep⸗ 
tember 1892, Z. 56705. 


Hohe k. k. n.⸗ö. Statthalterei!— 

Mit dem hierortigen Erlaſſe vom 27. Juli l. J., Z. 46674, wurde dem 
Magiſtrate mitgetheilt, „daſs die hohe k. k. Statthalterei mit Rückſicht auf die 
außergewöhnlichen Verhältniſſe (die drohende Gefahr einer Cholera-Epidemie 
in Wien) ſchon jetzt die unentgeltliche überlaſſung, beziehungsweiſe Beiſtellung 
nicht nur der Räume des als Filiale des k. k. Kaiſer Franz Joſef⸗Spitales 
geltenden Communal⸗Epidemieſpikales an der Trieſterſtraße, ſondern auch ins⸗ 
beſonders die unentgeltliche Beiſtellung des der Gemeinde Wien gehörigen 


Epidemieſpitales in Hernals XVII. Bezirk, ſowie einer für Spitalszwecke ge⸗ 


eigneten Localität in der Brigittenau II. Bezirk, für den Moment des Auf: 
tretens der Cholera in Wien in Anſpruch nehmen müſſe.“ 
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: Gegen diefen Auftrag hat der Magiſtrat im Sinne des vom Stadtrathe 
diesfalls gefajsten Beſchluſſes mit Bericht vom 4. September l. J. an die hohe 
Statthalterei eine Vorſtellung überreicht, welche durch den Erlaßs der hohen 
k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 12. September l. J., Z. 56705, ihre Erledigung 
dahin gefunden hat, „daj3 der mit dem erſtgenannten hohen Erlaſſe an den 
Magiſtrat gerichtete Auftrag zur Bereitſtellung der Nothſpitalsräume mit allem 
Nachdrucke erneuert würde.“ 

Dieſer Erlass ſtimmt nicht mit dem erſterwähnten überein. 
Es iſt nämlich nicht richtig, daſs der erſte Erlaſs den Auftrag 
zur Bereitſtellung der Nothſpitäler enthält, vielmehr enthält er 
den Auftrag zu deren ſofortigen unentgeltlichen Üüberlaſſung 
und motiviert denſelben auch ausführlich. 

Da nım in dem zweiten Erlaſſe der Auftrag erneuert und 
derſelbe alſo trotz der Vorſtellung beftätigt wird, fo mußs ange— 
nommen werden, dass die hohe k. k. Statthalterei auch jetzt noch 
die Überlaſſung der Spitäler ſchon derzeit verlangt. 

Es mußs dies umſomehr angenommen werden, als die hohe 
k. k. u.⸗ö. Statthalterei von der beſtimmten Abſicht der Gemeinde, 
in Zwiſchenbrücken eine Schule als Nothſpital zu adaptieren 
und dort, ſowie an anderen geeigneten Punkten der Stadt 
Spitalsbaracken zu erbauen, bereits durch meine mündlichen und 
ſchriftlichen Mittheilungen in Kenntnis war und daher nicht 
anzunehmen iſt, dass die hohe Statthalterei einen Auftrag geben 
wollte, von deſſen Vollzug ſie bereits unterrichtet iſt. 

Der Wiener Gemeinderath hat daher in der Sitzung vom 16. d. M. 
einſtimmig den Beſchluſs gefasst, gegen dieſen mit dem hohen Statthalterei⸗ 
Erlaſs vom 27. Juli 1892, Z. 46674, gegebenen und mit dem hohen Erlaſſe 
vom 12. September l. J., Z. 56705, beſtätigten Auftrag hinſichtlich ſofortiger 
Übergabe der communalen Nothſpitäler an den k. k. Krankenanſtaltenfond den 
Recurs an das hohe k. k. Miniſterium des Innern einzubringen, den ich mit 
Folgendem begründe: 

Die Baſis für die rechtliche Verpflichtung der Gemeinde Wien zur Bei— 
ſtellung von Nothſpitälern für den Fall des Ausbruches einer Epidemie in 
Wien iſt das mit Landesgeſetz vom 31. December 1891, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 73 ge⸗ 
nehmigte Übereinkommen zu der hohen Staatsverwaltung und der Gemeinde 
Wien hinſichtlich der Übernahme der ehemaligen Vororteſpitäler durch die hohe 
k. k. Statthalterei namens des Wiener Krankenanſtaltenfondes. 

Nach § 3 dieſes Übereinkommens iſt die Gemeinde Wien verpflichtet, das 
Epidemieſpital an der Trieſterſtraße, beziehungsweiſe die beiden Epidemie⸗ 
ſpitäler in Unter-Meidling und Hernals der hohen k. k. Statthalterei auf die 
Dauer des Bedarfes unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen, wenn im Sinne 
des Sanitätsgeſetzes von Seite der competenten Behörde ausgeſprochen worden 
iſt, daſs eine Epidemie herrſche, und dass die regulären Spitäler ſich als unzu⸗ 
reichend erweiſen. 

Es iſt nun zweifellos, daſs die erſte Bedingung, von deren Erfüllung 
das Inslebentreten der gedachten Verpflichtung der Gemeinde zur Spitals⸗ 
übergabe abhängt, derzeit nicht erfüllt iſt, nachdem die ſanitären Verhältniſſe in 
Oſterreich und Wien derartige find, dafs ſeitens der competenten Behörde die 
amtliche Conſtatierung des Herrſchens einer Cholera-Epidemie nicht zu ver— 
fügen war. 

Es iſt alſo die der Gemeinde zug emuthete Verpflichtung 
zur Zeit der ſeitens der hohen k. k. Statthalterei getroffenen 
Anordnung und auch heute nicht eriftent, ſelbſt dann nicht, wenn 
angenommen würde, dafs die im Beſitze der hohen k. k. Statt— 
halterei befindlichen regulären Spitäler ſich als unzureichend 
erwieſen haben, was die Gemeinde Wien jedoch nicht anzu— 
erkennen in der Lage iſt, weil aus der von der hohen k. k. 
Statthalterei in dem Erlaſſe vom 12. September l. J., Z. 56705, 
conſtatierten Thatſache, dafs am 9. September l. J. in ſämmt⸗ 
lichen Wiener k. k. Krankenanſtalten 487 Betten zur allgemeinen 
Aufnahme von nicht infectiöſen Kranken verfügbar waren, noch 
nicht der Schluſs gezogen werden kann, dafs beim Ausbruche einer 
Cholera-Epidemie in Wien, in welchem Momente nach dem Aus- 
ſpruche der Arzte ein Rückgang der meiſten anderen Krankheiten 
zu erwarten ſteht, bei Verwendung ſämmtlicher Räume in den 
Wiener k. k. Krankenanſtalten ſich dieſelben ſchon für den erſten 
Moment auch wirklich als unzureichend erweiſen. 

Übrigens kann auch nicht anerkannt werden, dafs in den 
Spitälern nur 487 Betten zur Verfügung ſtehen. Der Erlafs 
der hohen k.k. Statthalterei berechnet ſelbſt nur die freien Betten 
für nicht infeetiöſe „Kranke“. — Welche Betten find aber für 
infectiöfe Kranke frei? Und welche Räume werden verfügbar, 
wenn die Reinigung und Weißigung durchgeführt iſt? Dieſe 
Fragen wären wohl zu beantworten, um den freien Belagraum 
in den Spitälern zu conſtatieren. 

Die Gemeinde Wien hält ſich für verpflichtet, ihren Rechts— 
ſtandpunkt zu wahren und gegen eine ihr ſeitens der hohen k. k. 
Statthalterei zugemuthete, jedoch nach dem Geſetze und dem 
geſchloſſenen Übereinkommen nicht beſtehende Verpflichtung im 
Recurswege Stellung zu nehmen; fie verfolgt aber hiemit keines⸗ 
wegs die Abſicht, ſich der ihr zukommenden Pflicht, alles vorzukehren, was 
geeignet und nothwendig iſt, um im Momente der Gefahr vollkommen 
gerüſtet zu ſein, zu entziehen oder die Anwendung der nothwendigen Vor⸗ 
bereitungsmaßnahmen hinauszuſchieben. Die Gemeinde Wien hat alles 
vorgekehrt, wozu ſie ſich durch die ſchuldige Rückſicht anf das ſauitäre 
Wohl der Bewohner der Stadt, durch die Humanität und durch die geſetz⸗ 
liche Beſtimmung verpflichtet erachtet. 
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Es wurden die nöthigen Einleitungen wegen Einrichtung eines ärztlichen 
Permanenzdienſtes zur Reviſion der aus verſeuchten Gegenden kommenden 
Reiſenden getroffen, es find die erforderlichen desinficierbaren Kran kentransport— 
wägen und die Krankenträger in den Sanitätsſtationen in Bereitſchaft, es ſind 
alle zur Abſtellung ſanitärer Übelſtände erforderlichen Maßnahmen getroffen, es 
iſt ſogar das Epidemieſpital an der Trieſterſtraße dem k. k. Krankenanſtalten⸗ 
fond bereits zur Verfügung geſtellt, wozu derzeit eine Verpflichtung nicht 
vorlag; es ſind die übrigen communalen Nothſpitäler in Bereitſchaft, die Arbeiten 
zur Adaptierung der Schule in Zwiſchenbrücken als Nothſpital, ſowie die Er- 
bauung von Spitalsbaracken in Zwiſchenbrücken ſind in vollem Gange und es 
ſind bereits alle vorbereitenden Schritte im Zuge, um auch an anderen 
geeigneten Punkten der Stadt, im Falle der Noth, Baracken zu errichten. 

Nachdem die Gemeinde Wien ſonach mit allem Eifer alles 
eingeleitet hat, um für deu Fall des epidemiſchen Auftretens 
der Cholera nach Möglichkeit gerüſtet zu ſein, und ihrer Ver— 
pflichtung in vollſtem Maße entſprochen hat, mufs ſie ſich gegen 
eine über ihre Verpflichtung hinausgehende Anordnung der 
hohen Regierung wehren, welche im Falle ihrer Durchführung 
für die Gemeinde auch, materiell folgenſchwer ſein könnte, 
inſoferne bei ſofortiger Übergabe der communalen Spitäler der 
Fall eintreten könnte, daſs dieſelbe behufs möglichſter Ver— 
meidung der Aufnahme der Cholerakranken in den regulären 
Spitälern in erſter Linie zur Unterbringung dieſer Kranken 
herangezogen würde, woraus bei einem ſtärkeren Auftreten 
der Epidemie für die Gemeinde die Conſequenz erwachſen würde, 
daſs ſie zur Beiſtellung noch weiterer Spitalsräume heran- 
gezogen werden könnte, ohne daſs die im gedachten Überein— 
kommen vorgeſehene vollſtändige Ausnützung der regulären 
Spitäler platzgegriffen hätte. 

Ich kann übrigens nicht unerwähnt laſſen, dafs der Erlass der hohen 
k. k. Statthalterei vom 27. Juli l. J. dieſes Recht der Gemeinde ſelbſt an⸗ 
erkannt, indem es daſelbſt wörtlich heißt: „Es ſcheint geboten, daſs mit der 
Bereitſtellung von Choleraſpitälern und ſomit auch mit der Beiftellung 
der zur Unterbringung derſelben dienlichen Localitäten nicht bis zu 
jenem Zeitpunkte zugewartet werde, in welchem von der Behörde ausge— 
ſprochen worden, iſt, daſs eine Epidemie herrſche, in welchem Falle nach dem 
Wortlaute des Übereinkommens vom 1. December 1891 erſt die Verpflichtung 
der Gemeinde Wien zur unentgeltlichen Beiſtellung der vorhandenen Reſerve— 
ſpitäler und anderer geeigneter Localitäten eintreten würde.“ 

Trotzdem aber fordert die hohe k. k. Statthalterei „ſchon jetzt die un⸗ 
entgeltliche Uberlaſſung“ der Spitäler — wozu ſie alſo noch nach ihrer eigenen 
Motivierung nicht berechtigt erſcheint. 

Ich erlaube mir demnach die ergebene Bitte: Die hohe k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei wolle dieſen Recurs dem hohen k. k. Miniſterium des Innern vorlegen, 
welches gebeten wird, die recurrierten Aufträge der hohen k. k. Statthalterei 
aufzuheben. 

Wien, am 17. September 1892. 


Der Bürgermeiſter: 
Dr. Brix. 


VIII. 


Erlajs der k. k. u.⸗ö. Statthalterei vom 18. September 1892, 
Z. 59523, an den Herrn Bürgermeiſter von Wien. 


Laut Eröffnung des hohen k. k. Miniſteriums des Innern ſind in 
Podgorce bei Krakau mehrere Todesfälle vorgekommen, welche nach den bisher 
übrigens noch nicht abgeſchloſſenen Erhebungen auf Cholera zurückzuführen ſind. 

Die Gefahr des Auftretens der Cholera in Wien iſt alſo ſchon ſehr 
nahegerückt. 

Da Euer Hochwohlgeboren, wie die Wiener Journale melden, beabſichtigen, 
gegen den h. ä. Erlaſs vom 12. d. M., Z. 56705, betreffend die Dispoſitionen 
bezüglich der Choleraſpitäler au das hohe k. k. Miniſterium des Innern zu 
recurrieren und ſich hiezu die Zuſtimmung des Gemeinderathes erwirkt haben, 
halte ich es, wenn auch bisher ein ſolcher Recurs hieramts nicht eingebracht 
erſcheint, bei den gegenwärtigen Verhältniſſen für meine Pflicht, Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren ausdrücklich aufmerkſam zu machen, dass einem etwa eingebrachten 
Recurſe gegen die Maßnahmen und Forderungen des bezogenen h. ä. Erlaſſes 
mit Rückſicht auf die in Frage kommenden öffentlichen Intereſſen unter keinen 
Umſtänden eine aufſchiebende Wirkung zuerkannt werden kann und lade ich 
Euer Hochwohlgeboren ſohin nochmals eindringlichſt ein, im Sinne der h. ä. 
Erläſſe vom 27. Juli 1892, 3. 46674 und vom 12. September 1892, 
Z. 56705, die zur Unterbringung von Cholerakranken im Falle einer ſolchen 
Epidemie noch weiter erforderlichen Räume, das heißt geeignete Cholera-Noth⸗ 
ſpitäler ſofort auszumitteln und bereitzuſtellen, damit die Gemeinde Wien im 
Momente der Gefahr und des Bedarfes auch in der Lage iſt, ihrer Verpflichtung 
zur Beiſtellung ſolcher Nochſpitäler thatſächlich und auch rechtzeitig nachkommen 
u können. i ö 
g Daſs es ſich derzeit nur um die Evidenthaltung und Bereit- 
ſtellung ſolcher Spitäler und nicht wie fortwährend vollſtändig 
unrichtig angenommen wird, ſchon um die Beiſtellung derſelben 
handelt, erſcheint nicht nur in den erwähnten h. ä. Erläſſen zum 
Ausdrucke gebracht, ſondern wurde insbeſondere ganz beſtimmt 
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bei der am 22. Auguſt d. J. bei der k.k. Statthalterei ſtattgefundenen 
Beſprechung über die der Gemeinde Wien aus dem erſten h. ä. 
Auftrage obliegenden Verpflichtungen in Anſehung der Cholera— 
ſpitäler aufgeklärt, worüber der h. ä. Erlaſs vom 23. Auguſt 1892, 
Z. 53442, an den Magiſtrat in Wien ergieng. 

Und auf eine ſolche Evidenthaltung, Bereitſtellung mußs gegenwärtig 
unbedingt gedrungen werden. 

Schon bei Abſchluſs des Übereinkommens vom 1. December 1891 in 
Betreff der Übernahme der in den ehemaligen nunmehr mit Wien vereinigten 
Vorortegemeinden beſtehenden öffentlichen Krankenanſtalten zum Wiener k. k. 
Krankenanſtaltenfond, war die Statthalterei bedacht, bezüglich der Heranziehung 
der einzelnen Spitäler bei auftretenden Epidemien ſyſtematiſch nach einem im 
voraus beſtimmten Plane vorzugehen. Dies ſetzt voraus, dafs der Krauken— 
auſtaltenfond ſchon zur Zeit der Gefahr einer Epidemie ſeine Vorkehrungen und 
Einrichtungen derart treffe, dafs nach Maßgabe des Auftretens, beziehungsweiſe 
Fortſchreitens der Epidemie ſofort die erforderlichen Räume herangezogen und 
auch — und dies iſt die Hauptſache — augenblicklich in Betrieb geſetzt werden 
können. 

Letzteres ſetzt voraus, dafs die Einrichtung vorhanden, dajs die Arzte 
beſtellt, das Wartperſonale aufgenommen, das Verwaltungs- und Diener— 
perſonale beſtimmt iſt, u. ſ. w. 

Alles dies kann aber nicht im letzten Momente gethan, muſss vielmehr 
eine geraume Zeit früher ausgeführt werden. 

Und in dieſer Thätigkeit iſt die Statthalterei durch die Verzögerung der 
Gemeinde Wien in der Evidenznahme und Bekanntgabe der im Falle einer 
Cholera-Epidemie zur Verfügung ſtehenden Nothſpitäler gehemmt. 

Wie ſollen Arzte und Wärter, Beamte und Diener, Einrichtungsgegenſtände, 
Apparate oder Inſtrumente in entſprechender Anzahl beſtellt, in genügender 
Menge, beziehungsweiſe in entſprechender Art und Form vorbereitet werden, 
wenn nicht die Lage, Größe, Menge 2c. der ſeinerzeit, und zwar vorausſichtlich 
ſchleunigſt zum Betriebe zu übernehmenden Nothſpitäler bekaunt iſt. 

Wie ſehr es nothwendig erſcheint, in der oben beſprochenen Weiſe vor— 
zugehen, lehrt uns Hamburg, wo die Seuche momentan und mit ſolcher Macht 
auftrat, dass täglich hunderte von Kranken zur Abgabe in die Spitäler gelaugten. 

Die Jutentionen der Statthalterei in Anſehung eines plangemäßen und 
zielbewuſsten Vorgehens bei Ausführung der Vorbereitungen für die drohende 
Epidemie find richtig und mufs ich daher auch der zuverſichtlichen Erwartung 
Ausdruck geben, daſs Euer Hochwohlgeboren die Statthalterei in der Erfüllung 
ihrer Aufgabe mit vollem Ernſte und unter Bedachtnahme auf die eigene Ver— 
antwortlichkeit thatkräftigſt unterſtützen. 

Wien, am 18. September 1892. N 

Kielmansegg. 


IX. 


Bericht des Bürgermeiſters vom 19. September 
Z. 5521, an den Herrn Statthalter: 


An Se. Excellenz den Statthalter von Niederöſterreich Herrn Grafen 
Erich Kielmansegg. 

Die an mich gerichtete Zuſchrift vom 18. September 1892, Z. 59524, 
erlaube ich mir mit Folgendem zu beantworten: . 

In dem Statthalterei-Erlaſſe vom 27. Juli 1892, Z. 46674, heißt es 
wörtlich: 

„In dieſer Beziehung mußs die k. k. Statthalterei ſchon jetzt die unent— 
geltliche Uberlaſſuug, beziehungsweiſe Beiſtellung nicht nur der Räume des 
Communal,-Epidemieſpitales an der Trieſterſtraße, ſondern auch insbeſondere die 
unentgeltliche Beiſtellung des der Gemeinde Wien gehörigen Epidemieſpitales 
in Hernals (XVII. Bezirk), ſowie einer für Spitalszwecke geeigneten Localität 
in der Brigittenau für den Moment des Auftretens der Cholera in Wien in 
Anſpruch nehmen.“ 

Gegen dieſes Verlangen, welches nach Anſicht der Gemeinde im Rechte 
nicht begründet iſt, hat der Stadtrath eine Vorſtellung an die hohe k. k. Statt- 
halterei überreicht, welcher nicht ſtattgegeben wurde. Vielmehr wurde der „mit 
dem h. o. Erlaſſe vom 27. Juli d. J., Z. 46674, an den Magiſtrat gerichtete 
Auftrag zur Bereitſtellung der erforderlichen Nothſpitalsräume mit allem Nach⸗ 
drucke erneuert“. a 9 

Nachdem aber der erſterwähnte Erlaſs nicht von einer „Bereitſtellung“, 
ſondern von einer „unentgeltlichen Überlaſſung“ der Spitäler ſpricht und deſſen 
Ausführung verlangt wurde, ſo konnte wohl der Gemeinderath dieſen Wider— 
ſpruch der beiden Erläſſe nicht anders beſeitigen, als durch den Beſchluſs, den 
Recurs an das hohe k. k. Miniſterium des Innern zu ergreifen. 

Es war dies umſo nothwendiger, als auch der Statthalterei-Erlaſs vom 
23. Auguſt d. J., Z. 53442, keineswegs Aufklärungen enthält, ſondern vielmehr 
die beſtimmte Aufforderung enthält, den Anordnungen des letztbezogeuen Er— 
laſſes (27. Juli 1892) zu entſprechen. 

Erſt die Zuſchrift Euer Excellenz vom 18. September d. IJ, 
Z. 59524, bringt die die Gemeinde Wien beruhigende Klarheit, 
indem Euer Ercellenz nunmehr ausdrücklich erklären: „daſs es 
ſich derzeit nur um die Evidenthaltung und Bereitſtellung ſolcher 
Spitäler und nicht, wie fortwährend vollſtändig unrichtig 
angenommen wird, „ſchon um die Beiſtellung derſelben handelt“. 

Da hiedurch der von der Gemeinde vertretene Rechtsſtand— 
punkt anerkannt iſt, wird eine Beſchwerdeführung ſelbſtverſtänd— 
lich gegenſtandslos, und werde ich daher beim Gemeinderathe die 
Zurückziehung des Recurſes beantragen. 


1892, 


2355 


— 


Was die Evidenthaltung und Bereitſtellung der Nothſpitäler anbelangt, ſo 
haben weder ich noch die Gemeinde jemals irgend eine Einwendung dagegen erhoben. 

Vielmehr habe ich ſchon in der unter dem Vorſitze Euer Excellenz bei 
der k. k. Statthalterei abgehaltenen Conferenz ausdrücklich erklärt, dafs ſeitens 
der Gemeinde alle Vorbereitungen hiezu getroffen werden. Ich habe, geſtützt 
auf die vom Gemeinderathe mir ertheilte Vollmacht, ungeſäumt die Adaptierung 
der Schule in Zwiſchenbrücken zu einem Choleraſpitale für 120 Betten, dann 
die Erbauung von drei Baracken, anſchließend an dieſe Schule, für je 40 Betten, 
zuſammen 120 Betten angeordnet. 

Auch habe ich verfügt, dafs die Plätze für die Aufſtellung von Baracken 
beim Kaiſer Franz Joſef⸗Spitale, beim Eliſabeth-Spitale und beim Wilhelminen— 
Spitale geſichert werden, und endlich dafür geſorgt, dafs die Reſerveſpitäler 
(Unter-Meidling mit 72 Betten und Hernals mit 50 Betten) zur Übergabe im 
Falle der Noth bereit ſtehen. 

Wie entgegenkommend ſich die Gemeinde Wien erwieſen hat, 
beweist wohl der Umſtand, dafs feitens derſelben das Epidemie— 
ſpital an der Trieſterſtraße mit 240 Betten ſchon derzeit (wozu 
eine Verpflichtung nicht vorlag) dem Krankenanſtalten-Fonde 
übergeben worden iſt. Von allen dieſen Maßregeln iſt die hohe 
k. k. Statthalterei mündlich und ſchriftlich in Kenntnis gefeßı 
worden. 

Die Gemeinde Wien und ihre Organe haben unter meiner beſtändigen 
Aufſicht mit Aufwendung aller ihrer Kräfte gearbeitet und es mußs daher 
ſchmerzlich berühren, wenn in thatſächlich unrichtiger Weiſe von einer 
Verzögerung ſeitens der Gemeinde Wien geſprochen wird. 

Es wird ſich nicht feſtſtellen laſſen, dafs die Thätigkeit der Statthalterei 
in Betreff der Einrichtung der Nothſpitäler, des Warteperſonales und der 
Arzte ꝛc. irgendwie gehemmt worden iſt. 

Die Reſerveſpitäler und ihre Einrichtung ist der hohen k. k. Statthalterei 
aus den mit der Gemeinde Wien geſchloſſeuen Übereinkommen vom 1. Decem— 
ber 1891 bekannt, und dafs in Zwiſchenbrücken ein Nothſpital für 120 Betten 
und drei Baracken für ebenſoviele Betten errichtet werden, wurde der hohen 
k. k. Statthalterei bereits mit meinem Berichte vom 6. September 1892, Z. 5499, 
alſo vor 14 Tagen, mitgetheilt. Ebenſo iſt mit dem gleichen Berichte mitgetheilt 
worden, daſs für den Fall der Noth die Errichtung von Baracken vor dem 
Eliſabeth⸗Spitale und auf den Gründen, welche das Wilhelminen-Spital um- 
geben, in Ausſicht genommen wird. 

Ich kann daher nicht zugeben, dafs der hohen k. k. Statthalterei die 
Vorkehrungen der Gemeinde nicht bekannt geweſen ſind. 

Schließlich mögen Euer Execellenz geſtatten, daſs ich meine allerdings 
ganz unmaßgebliche Meinung dahin vorbringe, dafs es mir im Intereſſe einer 
möglichſt ſchleunigen und genauen geſchäftlichen Behandlung der ſogenanuten 
Cholera-Agenden gelegen erſchiene, wenn an die Stelle des ſchriftlichen Ver— 
kehres, ſoweit als möglich, der mündliche Verkehr zwiſchen Statthalterei und 
Gemeinde treten würde. : 

Die betheiligten Referenten des Magiſtrates find angewieſen, wenn dies 


dortamts gebilligt wird, mit den betreffenden Referenten der k. k. Statthalterei 


ſich ins Einvernehmen zu ſetzen; ich ſelbſt bin jederzeit zur gewünſchten Be— 
ſprechung und Berathung bereit, nach meiner Meinung ohne Schaden für die 
Sache auch Aufträge zu den Berichterftattungen, mit denen ich und der Ma— 
giſtrat in letzter Zeit überhäuft werden, könnten mündlich, ja ſelbſt im Wege 
des Telephous erfolgen. 

Der Bürgermeiſter: 


Dr. Prix. 


X. 

Offentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien vom 20. September 1892. — Bürger— 
meiſter Dr. J. Prix macht folgende Mittheilung: 

„Ich habe die Ehre, Folgendes mitzutheilen: Der Gemeinderath hat in 
feiner letzten Sitzung beſchloſſen, gegen die Erläſſe der Statthalterei vom 27. Juli 
und 12. September, in welchem die unentgeltliche Beiſtellung der Nothſpitäler 
verlangt worden iſt, den Recurs zu ergreifen. Se. Excellenz der Statthalter 
hat nun in einer Zuſchrift au mich die beſtimmte Erklärung abgegeben, dafs 
es ſich derzeit nur um die Evidenthaltung und Bereithaltung ſolcher Spitäler 
und nicht, wie vollſtändig unrichtig fortwährend angenommen wird, ſchon um 
die Beiſtellung derſelben handelt, und dafs dies nicht nur in den erwähnten 
Erläſſen ausgedrückt erſcheint, ſondern auch in einem Protokolle vom 22. Auguſt, 
das bei der Statthalterei aufgenommen worden iſt. Nachdem nun von Seite 
der hohen Statthalterei der Rechtsſtandpunkt der Gemeinde Wien klar anerkannt 
iſt, mithin eine Differenz zwiſchen Statthalterei und Gemeinde nicht mehr be— 
ſteht, erſcheint der Recurs gegenſtandslos. Die Herren werden einverſtanden 
ſein, daſs derſelbe zurückgezogen wird.“ (Lebhafte Zuſtimmung.) „Ein— 
verſtanden.“ 


XI. 
Bericht des Bürgermeiſters vom 21. September 1892, 
Z. 5521, an den Herrn Statthalter: 
Hohe k. k. n.⸗ö. Statthaltereil 
Unter Bezugnahme auf die von Sr. Excelleuz dem Herrn Statthalter 
an den Bürgermeiſter gerichtete Zuſchrift vom 18. September 1892, Z. 59524 
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worin erklärt wurde, dafs es ſich derzeit nur um die Evidenthaltung und Be— 
reitſtellung und nicht um die Beiſtellung von Nothſpitälern handelt, und dafs 
in dieſem Sinne auch die h. ä. Erläſſe vom 27. Juli 1892, Z. 46674, und 
vom 12. September 1892, Z. 56705, aufzufaſſen ſind, hat der Gemeinderath 
in der Erwägung, daſs hiedurch der Rechtsſtandpunkt der Gemeinde Wien 
auerkannt iſt, ſomit eine Differenz in der Rechtsauffaſſung zwiſchen der hohen 
k. k. Statthalterei und der Gemeinde Wien nicht mehr beſteht, in ſeiner Sitzung 
vom 20. September 1892 den Beſchluſs gefasst, den Recurs gegen die oberwähnten 
Erläſſe zurückzuziehen. 

Demgemäß bitte ich: 

Die hohe k. k. n.⸗ö. Statthalterei wolle dies zur Kenntnis nehmen. 

Wien, am 21. September 1892. 

Der Bürgermeiſter: 
Dr. Brix. 


XII. 
Erlafs der k. k. n.⸗ö. Statthalterei vom 22. September 1892, 
Z. 59672, an den Herrn Bürgermeiſter von Wien: 


Die Berichte vom 19. und 20. d. M., Z. 5521, mit welchen verweigert 
wurde, daſs der namens der Gemeinde Wien eingebrachte Recurs gegen den 
mit dem hierortigen Erlaſſe vom 27. Juli 1892, Z. 46674, ertheilten und über 
die dagegen erhobene Vorſtellung des Stadtrathes mit dem herimilichen Erlaſſe 
vom 12. eee 1892, Z. 56705, aufrecht erhaltenen und erneuerten Auf— 
trag in Bezug auf die Beiftellung, bezieh ungsweiſe Bereitſtellung der Epidemie— 
ſpitäler und anderer Nothſpitäler zur ſeinerzeitigen Unterbringung von Cholera⸗ 
kranken mit Rückſicht auf die im hierämtlichen Erlaſſe vom 18. September 1892, 
3. 59524, erfloſſene Aufklärung zurückgezogen werde, wird unter Verweiſung 
auf die hierämtlichen Erläſſe vom 27. Juli d. J., Z. 46674, vom 24. Auguſt 
d. J., Z. 53442, und vom 12. September d. J., Z. 46705, zur Keuntnis 
genommen. 

Hiebei wird mit Bezug auf das von Euer . geſtellte 
Erſuchen, im Intereſſe einer möglichſt ſchleunigen und genauen geſchäftlichen 
Behandlung der auf die Cholera Bezug nehmenden Agenden ſoweit als möglich 
den mündlichen Verkehr eintreten zu laſſen, bemerkt, das die k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei ſchon von allem Anfange auf einen ſolchen mündlichen Verkehr ein 
beſonderes Gewicht gelegt hat, daſs namentlich ſchon dem erſten recurrierten 
Erlaſſe eine mündliche Beſprechung mit allen betheiligten Factoren vorausging, 
und eine ſolche mündliche Verhandlung auch am 22. Auguſt l. J. zum Zwecke 
der Richtigſtellung der nicht zutreffenden Auffaſſung der Gemeinde, bezüglich 
der in dieſem Erlaſſe verlangten Choleramaßnahmen ſtattfand, allerdings ohne 
dafs das Protokoll über dieſe Verhandlung von der Gemeinde entſprechend be— 
rückſichtigt worden wäre. 

Ich werde ſohin auch fernerhin an dem Grundſatze mündlicher Ver— 
ſtändigung und Beſprechung in der Behandlung der Cholera-Agenden feſthalten. 

Wien, den 22. September 1892. 

Kielmansegg. 


Approviſtonierung. 
(Borſtenviehmarkt vom 27. September 1892.) 


1. Auftrieb: 
Jungſchweine. 4463 Stück 
Fettſchweine 6754 „ 


Summa . 11217 Stück 


Angekauft wurden: 

. 8476 Stück 
1141 „ 
1600 „ 


für Wien 
für das Land 
unverkauft blieben . 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine von 31 bis 45 kr. 
Fettſchweine. . . „ 34 u 40 „ 
Infolge des ſtarken Auftriebes war die Kaufluſt ziemlich flau, 
daher Jungſchweine um 2 kr. und Fettſchweine um 1 kr. per Kilo 
im Preiſe gefallen ſind. 


per Kg. Lebendgewicht. 
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(Pferdemarkt vom 27. September 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 707 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 80-360 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 27— 52 fl. „ „ 
Der Markt war lebhaft. 


* + 
*. 


(Stechviehmarkt vom 29. September 1892.) 
1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 923, Kälber lebend 2205, Lämmer 
Waidner 34, Lämmer lebend 35, Schafe Waidner 507, 
Schafe lebend 11.335. 


2. Preisbewegung: 
Kälber Waidner per Kg.. von 34 bis 62 kr. 
Kälber lebend. „ „. , ee e |) Ra: > ur 
Lämmer Waidner „ 50 von 4 bis 8 fl. 
Lämmer lebend „ a Dee e 
Schafe Waidner „ Kg.. von 28 bis 40 kr. 
Schafe lebend . „ e von 7 bis 20 fl. 

Auf dem Jungviehmarkte wurden gegen die Vorwoche um 
17 Stück Kälber mehr zugeführt. Bei ziemlich flauer Kaufluſt haben 
die lebenden Kälber einen Preisrückgang von 2 kr. und die Waidner 
Kälber um 4 kr. per Kilo erfahren. 

Auf dem Schafmarkte wurden um 7379 Stück Schafe mehr 
aufgetrieben. Infolge des ſtarken Auftriebes ſind die Preiſe um 
1 fl. per Paar gefallen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 29. September l. J. 
121 Stück Daft, 92 Stück Weide- und 253 Stück Beinlvieh 
aufgetrieben. 


* * 
* 


Bierpreiſe im Monate September 1892. 
En gros. 


Abzug, Wiener J. 10 bis 11½ fl. 


f 9.30 bis fl. 9.80 
„ böhmiſches, oberöſterr. III. 9 „ 100 R 


8.90 „ „ 9.20 
Lager, Wiener .. e ee e e F 
Märzen, Wiener (Export) . . . 13 „ 14½ „ 14.— „ „ 15.— 
Böhmiſches nach Pilsner Art. .. 11 „ẽK 120 „ 15.— „ „ 16.— 


Pilsner. e e ee „ 16.75 „ „ 17.50 
(Dieſe Preiſe verſtehen fi franco Zuſtellung, incl. Verzehrungsſteuer, netto 
Caſſa, ohne jeden Sconto.) 


En detail. 


Abzug 12 bis 14 kr. per Liter über die Gaſſe, 
1 e e e e n ale, 
Lager und Märzen . . 18 „ 24 „ „ „ über die Gaſſe, 


a . . . . 20 „ẽ 30 
Böhmisches, Pilsner. . e RO 


Flaſcheubier⸗Preiſe. 
Abzug in Flaſchen zu ½ Liter. per Liter 11 bis 14 kr. 
Lager ＋ 1 rn „ A ae ne Bayer en a ir 7 77 18 7. 24 ＋ 
Pilsner 57 77 nm Rn Rn De Ne a er 7 77 24 7 Su n 


im Locale, 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 22. September 1892. 


Berger Alexander — Agent — I., Renngaſſe 15. 

Schinkove Michael — Kleinhandel mit Brennholz — V., Wildemanng. 1. 

Eggenhofer Karl — Cantine — J., Seilerſtätte, Ecke der Fichtegaſſe. 

Tauszky Max und Tauszky Bertha — Cognac-Verſchleiß — J., Schotten- 
ring 26. 
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Strack Eduard Julius — Delicateſſen-Verſchleiß — I, Rathhausſtr. 9. 

Zampis Victor — Commiſſious-Verſchleiß von Farbwaren — VI., 
Dürergaſſe 13. 

Roſenthal Hugo — Fabriksmäßiger Betrieb des Feilhauergewerbes — 
X., Canongaſſe 16. 

Wolluer Thereſe — Fiakergewerbe — VIII., Breitenfeldergaſſe 13. 

Binder Siegfried — Friſeur und Raſeur — IV., Taubſtummengaſſe 1. 

Hlaväéek Joſef — Friſeur — J., Salzgries 23. 

Sidy Franz — Gärtuergewerbe — XIX., Heiligeuſtadt, Gärtnerg. 59. 

Lehner Benedict — Gaſtwirtsgewerbe — XIII., Unter-St. Veit, Haupt— 
ſtraße 48. 

Löhuer Anna — Wirtsgewerbe (Fortbetrieb) — VI., Liniengaſſe 44. 

Rohm Johann — Gaſtwirt — V., Wimmergaſſe 9. 

Fleißig Leopoldine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Untere Augarten— 
ſtraße 20. 

Grafinger Johaun — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthurmerſtr. 87. 

Humer Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 70. 

Kerſchenſteiner Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshaus, 
Ullmannſtraße 37. 

Pell Leopold — Gemiſchtwaren Verſchleiß — VIII., Blindengaſſe 21. 

Reichmann Itte Lea — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Himbergerſtr. 4. 

Sobin Leopoldine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Magdalenenſtr. 15. 

Brunner Hermann — Glaſer — III., Beatrixgaſſe 18. 

Hirnſchall Anton — Graveurgewerbe — VII., Hermaungaſſe 25. 

Zampis Victor — Handelsagentie — VI., Dürergaſſe 13. 

Egkher Franz — Kaffeeſiedergewerbe — VII., Lercheufelderſtraße 23. 

Metz Michael — Kaffeeſiedergewerbe — III., Schlachthausgaſſe 25. 

Einſiedl Rudolf — Herrenkleidermacher — V., Krongaſſe 16. 

Hauſer Joſefine — Damenkleidermachergewerbe — VI., Luftbadgaſſe 3. 

Perina Franz — Herrenkleidermachergewerbe — VII., Halbgaſſe 16. 

Schaur Marie — Damenkleidermachergewerbe — XV., Fünfhaus, Schön— 
brunnerſtraße 11. 

Wimpfen Dionys, Freiherr von — Lebensverſicherungs- und Erſparnis— 
bank-Repräſentaut — J., Volksgartenſtraße 3. 

Nowak Margaretha — Milch Verſchleiß — V., Schloſsgaſſe 4. 

Rößler Roſina — Modiſtin — VII., Weſtbahnſtraße 34. 

Szillay, geb. Kaldarar Friederike — Pfaidlerin — VIII., Lerchenfelder— 
ſtraße 58. 

Blahaut Wolfgang — Poſamentierer — VII., Weſtbahnſtraße 46. 

Adam Franz — Schuhmachergewerbe — XIX., Ober-Döbling, Thereſieu— 
aſſe 16. 
Braſſe Anton — Schuhmacher — V., Matzleinsdorferſtraße 5. 

Hulli Georg — Schuhmachergewerbe — II., Marchfeldſtraße 15. 

Lukas Karl — Schuhmacher — VII., Kirchengaſſe 13. 

Vejvara Johaun — Schuhmachergewerbe — II., Greiſeneggergaſſe 5. 

Launer Franz — Selchwaren-Verſchleiß — VIII., Laudongaſſe 18. 

Sidler Franz Xaver — Selchwaren-Verſchleiß — V., Herthergaſſe 9. 

Stern Adolf — Spenglergewerbe — II., Jägerſtraße 25. 

Hrbeck Vincenz — Uhrmacher — VIII., Dreilaufergaſſe 12. 

Fibich Johann — Victualien-Verſchleiß — V., Diehlgaſſe 23. 

Rößl Bernhard — Victualien-Verſchleiß — V., Siebenbruunengaſſe 65. 

Weichhardt Marie — Victualienhaudel — IV., Kärntherthormarkt. 

Werner Jetti — Victualien-Verſchleiß — VII., Markthalle. 

Doht, geb. Kiſoudil Johanna — Wohnungsvermietung — IX., Univer- 
ſitätsſtraße 4. 

Horak Pauline — Weißnäherin — IV., Hauptſtraße 23. 

Späth Barbara — Wäſcheputzerin — II., Erzherzog Karl-Platz 13. 

Waſſertrüdinger Mina — Ein- und Verkauf von Waren — III., Erd— 
bergſtraße 39. 

Knür Johaun — Zimmermannsgewerbe — XI., Kaiſer-Ebersdorf 119. 

Sironi Luigi — Zuckerbäcker — XI., Simmering, Hirſchengaſſe 19. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 23. September 1892. 


Petz Paul — Bierdepot — XI., Kaiſer-Ebersdorf 27. 

Talamini Fraucisca — Canditen- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Neu⸗ 
lerchenfeld, Markt in der Brunuengaſſe. 

Bauernfeind Eliſabeth — Cantine — I., Börſegaſſe, Ecke Tiefer Graben, 

Köchel Marie — Fächergeſtelltiſchlerei (Fortbetrieb) — XIII., Speiſing, 
Hauptſtraße 35. 

Weinberger Karl Franz — Feinzeugſchmied — XVI., Ottakring, Markt⸗ 
platz 7. 

Waißnix Ludmilla — Fiakergewerbepacht — II., Aſperngaſſe. 

Czirkursz Adolf — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing, Hauptſtr. 1. 

Jeremias Apollonia — Fächermachergewerbe — VI., Mariahilferſtr. 79. 

Roſenmeier Joſef — Friſeur und Raſeur — VI., Stumpergaſſe 13. 

Buchmayer Auna — Gaſtwirtiu — XVIII., Währing, Herrengaſſe 37. 

Glatz Rudolf — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Schulgaſſe 9. 

Huber Thereſe — Gaftwirtin — XVIIII., Währing, Gürtelſtraße 65. 

Immervoll Johann — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Feldgaſſe 32. 

Kramer Georg — Gaſtwirt — XVIII., Gerſthof, Neuwaldeggerſtr. 33. 

Neff Franz — Gaſtwirtsgewerbe — V., Wimmergaſſe 17. 

Reiſenleitner Marie — Gaſtwirtin — XVIII., Währing, Johannesg. 17. 

Sauer Marie — Gaſthausgewerbe — XVI., Ottakring, Degengaſſe 12. 

Weißhappel Jakob — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Kloſtergaſſe 9. 
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Zwicker Jakob — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Weinberggaſſe 13. 
Dworak Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Rampersdorferg. 4. 
0 Houigmaun Karl — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XI., Simmering, Felber— 

gaſſe 4. 

Pohler Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Pfarrgaſſe 17. N 

Pribil Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Högelmüllergaſſe 7. 
fraß Pritz Friedrich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Reinprechtsdorfer⸗ 
traße 13. 

Mayſſen Johaun — Geſchäfts-Vermittlung — XII., Unter-Meidling, 
Hauptſtraße 6. 

Karl Katharina — Greißlergewerbe — XIII., Penzing, Poſtſtraße 6. 

Schäffer Gottlieb — Handſchuhmachergewerbe — VII., Kaiſerſtraße 77. 

Prohaska Marie — Hutmachergewerbe (Fortbetrieb) — VII., Sieben— 
ſterugaſſe 16. 

Knabl Franz — Erzeugung von giftfreier Inſecteuvertilgungs-Tinctur — 
VIII., Langegaſſe 58. 

Scheſtorad Albert — Kaffeeſchauk — VIII., Joſefſtädterſtraße 37. 

Rimoveky Johann — Kamm- und Fächermacher — XV., Fünfhaus, 
Goldſchlagſtraße 3. 
„ Hönigmann Magdalena — Verſchleiß vou gebratenen Kaſtanien und 
Apfeln — XVI., Neulerchenfeld, vor dem Haufe 40 Kirchſtetterngaſſe. 

Siedar Joſef — Kaſtanienbrater — VII., Kaiſerſtraße, Ecke der Seiden— 
gaſſe 34. 

Beranek Franz — Herrenkleidermacher — VII., Neubaugaſſe 77. 

Mareſch Wilhelmine — Dameukleidermacherin — IV., Preſsgaſſe 4. 

Pötſcher, geb. Holzinger Joſefa — Kleinfuhrwerkerin — XVI., Neu— 
lerchenfeld, Fröbelgaſſe 30. 

Prokop Auguſte — Kleidermacherin — XVIII., Währing, Hauptſtr. 42. 

Wenzl Anton — Herrenkleidermacher — VII., Schottenfeldgaſſe 1. 

Schlandt Friedrich — Kleinholz- und Kohlenhändler — XVI., Neu— 
lerchenfeld, Herbſtſtraße 13. | 

Klier Emilie — Kunſtblumen-Erzeugerin — V., Wimmergaſſe 14. 


Fiſcher Emanuel — Manufacturwaren-Commiſſionshandel — XVI., 
Ottakring, Rittergaſſe 18. | 
Woller Marie — Marktvictualienhändlerin — Neulerchenfeld, Thalia— 


ſtraße, Marktſtand. 

Kaiſſinger Marie — Mieder-Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 7. 

Raſtner Moriz — Milchmeier — XVIII., Gerſthof, Hauptſtraße 95. 

Zimbrich Anton — Muſikinſtrumenten-Erzeugung — XVI., Neulerchen— 
feld, Hauptſtraße 42. 

Chytra Johann — Muſikſchule — XI., Simmering, Hauptſtraße 147. 

Leo Heiurich — Aufſtellung von automatiſchen Perſonenwaagen — IX., 
Währingerſtraße 37. 

Morgeneier Albine — Pfaidlerei — VII., Stuckgaſſe 7. 

Huber Johann — Handel mit Reibſand und Waſcheln im Umherziehen 
— XII., Unter⸗-Meidling, Ruckergaſſe 39. 

Kaden Frauz — Schmalzraffinerie — XII., Gaudenzdorf, Jakobſtr. 18. 

Wagner Philipp — Schuhmachergewerbe — XII., Unter-Meidling, Wil— 
helmſtraße 54. 

Brunner Karoline — Selchwaren-Verſchleiß — VII., Schottenfeldg. 16. 

Bergmann Amalie — Tiſchlergewerbe — VII., Halbgaſſe 7. 

Blaziezek Albine — Handel mit Victualien im Umherziehen — XVIII., 
Währing, Antonigaffe 54. 

Tſchinkl Auna — Victualienhaudel im Umherziehen — V., Wienſtraße 26. 

Wimmaſal Joſef — Wäſcheputzer — IV., Hauptſtraße 66. 

Richter Johaun — Ausſchank von Wein und Bier — XVIII., Währing, 
Gürtelſtraße 94. N 

Roſenthal Franz Karl — Weiuſchank — XVIII., Salmannsdorf, 
Mariengaſſe 56. 

Korda Johann — Wildbret- und Geflügelhandel — XVIII., Währing, 
Marktplatz. 

Bernardin Oswaldo de — Zuckerbäckergewerbe — XVIII., Währing, 
Annagaſſe 48. 

Zeidler Thereſia — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Gürtelſtraße 7. 


* * 
*. 


Gewerbeaumeldungen vom 24. September 1892. 


Lange Franz — Commiſſionsweiſer Verſchleiß von Blumenkörben — 
I., Singerſtraße 12. 

Kruis Johann und Gallee Rudolf — Eiſengießerei-Fabrik — X., Sonn- 
leithnergaſſe. 

Lieberth Francisca — Einſpännergewerbe — XVII., Hernals, Bergſteigg. 

Roller Anton — Fleiſchſelcher — XVII., Hernals, Leſſinggaſſe 2. 

Wanaus Joſef und Wendler Albert — Handel mit fotografiſchen Bedarfs— 
artikeln — VI., Kanalgaſſe 5. 
0 ge Joſef — Geflügelhaudel — XVI., Ottakring, Eliſabethgaſſe, 

karkt. 

Futſchik Julius — Gemiſchtwaren-Verſchleißs — XVII., Hernals, Als— 
bachſtraße 2. | 

Zauner Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Bandgaſſe 36. 

6 5755 Bertha — Gemiſchtwaren-Verſchleißs — XV., Fünfhaus, Haupt- 
traße 14. 
f Kuhn Marie — Dameukleidermacherin — VI, Sandwirtgaſſe 18. 
2* 
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Zaruba Joſef — Herrenkleidermacher — VII., Zieglergaſſe 45. 

Kutſchera Joſef — Korbflechterei — XIV., Rudolfsheim, Hauptſtraße 50. 

Lehr Helene — Marktfierautie — XVII., Hernals, Hauptſtraße 114. 

ns Georg — Marktvictualienhandel — XVII., Hernals, Doruerplatz 
Stand). 
0 Glaſer Auna — Muſikergewerbe — III., Löwenherzgaſſe 13. 

Borovicka Thereſia — Möbelhandel — XVI., Ottakring, Rittergaſſe 18. 

Lanyator Eliſabeth — Feilbieten von Obſt und Grünwaren im Umher— 
ziehen — XVII., Hernals, Blumengaſſe 3. 

Schwabe Paul — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichenrequiſiten 
— IX., Liechtenſteinſtraße 104. 

Supparitſch Michael — Pferdefleiſch-Verſchleißs — XVII., Hernals, 
Autongaſſe 43. 

Wacha Johann — Schuhmacher — VI., Liniengaſſe 38. 

Weikmaun Franz — Selchergewerbe — XVI., Ottakring, Wilhelminen— 
ſtraße 44. 

Hanefl Franz — Webergewerbe — XVI., Ottakring, Lienfeldergaſſe 29. 

Koblenzer Martin — Mechaniſche Wirkerei — V., Wienſtraße 79. 

Hoffmann Odön — Wirtsgewerbe — V., Braudmahyergaſſe 15. 

Bortolot Victor — Zuckerbäcker — VII., Bernardgaſſe 10. 


E *. 
+ 
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Gewerbeanmeldungen vom 26. September 1892. 


Kus Joſef — Branntwein- und Theeſchank — V., Hundsthurmerſtr. 55. 
Binder Clement — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
I., Getreidemarkt 16. 
Hamann Friedrich — Commiſſiouswaren-Verſchleiß — VI., Mariahilfer— 
ſtraße 111. 
Springer Marie — Decken- und Matratzeumachergewerbe — I., Woll— 
eile 24. 
f Raff Max — Einſpännergewerbe — VII., Kaiſerſtraße bei Nr. 1. 
Weininger Leopold — Ein- und Verkauf von altem Eiſen — XII., Unt. 
Meidling, Rudolfsgaſſe 22. 
Bauer Veronika — Fraguergewerbe — VI., Thurmburggaſſe 6. 
Schmidt Johann — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Gürtel 31. 
Engel Adolf — Gemiſchtwareuhandel — XVI., Ottakring, Laugegaſſe 3. 
Gabriel Ferdinand — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Mariahilferſtr. 8. 
Koch Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Brückeugaſſe 11. 
Stadlmayer Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Schlöſſelg. 17. 
Devidé Marie — Goldſtickergewerbe — VII., Mondſcheiugaſſe 6. 
Höcker Auguſt — Handelsagentie — VI., Barnabitengaſſe 10. 
| (Das Weitere folgt.) 


Ad Prot.⸗Nr. 168864 
Ref.⸗Nr. 2531 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Umpfla⸗ 
ſterung der Neugaſſe im XIV. Bezirke vom Marktplatze bis zur 
Prinz Karl-Gaſſe, dann für die Umpflaſterung der Prinz Karl-Gaſſe 
von der Neugaſſe bis zur Dreihausgaſſe im veranſchlagten Geſammt— 
koſtenbetrage von 3046 fl. 73 kr. und 215 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
5. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burcan des 
Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. ö 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Ausmaße, die 
Koſtenanſchläge und die den Projecten beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der den 
Projecten beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodaun die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 
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Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſideuzſtadt 


Wien, am 23. September 1892. 23 


Ad Prot.⸗Nr. 141014 
Ref.⸗Nr. 2060 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neubau eines Haupt⸗Uurathscauales in der Schwarzſpanierſtraße 
im IX. Bezirke im Koſtenbetrage von 2527 fl. 76 kr. und 300 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien am 5. October d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe 
(+. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. | 

Unternehmungsluſtige können den Plau, das Profil, den Koſten— 
anſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadt— 
bauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodaun die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung eutſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſäumtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 155226 


Ref.Nr. 2302 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Erd- und Banmeifterarbeiten für den 
Umbau eines Haupt⸗Uurathscanales in der Eßterhäzygaſſe im 
VI. Bezirke läugs der Hänſer Or.⸗Nr. 1, 3, 5 und für die Ver⸗ 
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längerung dieſes Canales in der Ufergaſſe im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 2400 fl. 70 kr. nebſt 250 fl. Pauſchale wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 4. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Burcan des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhanſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung eutſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. September 1892. 2—2 


Ad Prot.⸗Nr. 170211 
Ref.⸗Nr. 2556 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für die 
Verlängerung des Haupt⸗Unrathscanales in der Schöffelgaſſe im 
XVIII. Bezirke im Koſtenbetrage von 503 fl. 28 kr. und 150 fl 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz; 
ſtadt Wien au 6. October d. J., prüciſe um 11 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert. 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 
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Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 24. September 1892. 22 


S 


Ad Prot.⸗Nr. 170213 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2558. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten, reſp. Liefernugen für die 
Umpflaſternug der Thalgaſſe im XV. Bezirke von der Schön⸗ 
brunnerſtraße bis zur Schule; für die Herſtellung eines Holzſtöckel⸗ 
pflaſters längs der Schule in der Blüthen⸗ und Clementineugaſſe; 
endlich für die Pflaſterung der Clementinengaſſe vor Or.⸗Nr. 28, 
und zwar: 

1. der Steiupflaſterungsarbeiten im veranſchlagten Koſten— 
betrage von 2113 fl. 33 kr. nebſt 200 fl. Pauſchale, 

2. der Holzſtöckelpflaſternng im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 3870 fl. 90 kr. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien am 4. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rath— 
hauſe (4. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche Offertver— 
handlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen, 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 22. September 1892. 2-2 
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Ad Prot.⸗Nr. 153925 
Ref.⸗Nr. 2270 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Um⸗ 


pflaſterung der Neugaſſe im XI V. Bezirke zwiſchen der Haupt⸗ 
ſtraße und der Prinz Karlgaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 1336 fl. 72 kr. und 50 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſadt. Wien am 6. October d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magi⸗ 
ſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können das Ausmaß, den Koſtenanſchlag 
und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit 
mit einer 50 kr. Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder 
aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten 
Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 


Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 


Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 23. September 1892. 28 


Z. 131819 ex 1892. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Lieferung von geraden und Fagon⸗ 
röhren im veranſchlagten Koſtenbetrage von 258165 fl. 88 kr. 
und der Lieferung der hiezu erforderlichen Schieber, Hydrauten 
und Maſchineubeſtaudtheile im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
107.500 fl. zur Ausführung von Rohrleitungen der Kaiſer Franz 
Joſef-Hochquellenleitung in den ehemaligen Vorortegemeinden 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am Dienstag den 11. October l. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im neuen Rathhauſe (7. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche, 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Koſtenanſchläge 
und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im Stadtbau— 
amte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke per Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte, welches ſich entweder auf die ganze Lieferung 
oder auf eine Gruppe derſelben zu erſtrecken hat, iſt das vor— 
geſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung über 
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den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der 
Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Dieſe Arbeiten ſind nur durch Gewerbsberechtigte in Aus— 
führung zu bringen und werden vom Stadtbauamte ſtrenge über— 
wacht werden. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 18. an 1892. 3—3 


Prot.⸗Nr. 164853 
Ref.⸗Nr. 1694. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung von circa 36.000 kg 
Wieſer Förderkohle, eventuell Leobener geworfene Stück- oder 
Förderkohle, beziehungsweiſe Oſtrauer oder oberſchleſiſche Stück— 
kohle 1° Qnalität nach Auswahl, franco Bahnhof Pottſchach, in 
Waggon beigeſtellt, für das Schöpfwerk der Gemeinde Wien zu 
Putzmannsdorf in der Gemeinde Pottſchach für das Jahr 1893 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am Freitag den 21. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Stadler, 
im Rathhauſe (7. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Bedingniſſe im obbezeichneten 
Bureau während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke per Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte iſt ein Vadium von 250 fl. in barem oder in 
pupillarſicheren Wertpapieren anzuſchließen, oder aber die Beſtäti— 
gung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag des— 
ſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Dieſes Vadium hat für den Erſteher als Caution zu gelten. 

Die Lieferung wird nur Gewerbeberechtigten übertragen und 
vom Stadtbauamte ſtrenge überwacht werden. 

Auf verſpütet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offereuten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. September 1892. 123 


ex 1892. 


Ad Prot.⸗Nr. 69070 
Ref.⸗Nr. 918 ex 1892. V. 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 


Eiuwölbung des Sulzbaches in Salmauusdorf im XVIII. Bezirke 


im veranſchlagten Koſtenbetrage von 4189 fl. 82 kr. und 600 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz— 
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ſtadt Wien am 4. October d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, 


im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Nathhaufe 


(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ansgeftattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 23. September 1892. 22 
Ad Prot.⸗Nr. 167916 
Ref.⸗Nr. 2009 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Sicherſtellung des für die ſtädtiſchen Gartenaulagen 
im Jahre 1892 zur Erhaltung der Gehwege und zum Beſtreuen 
derſelben im Winter erforderlichen Sandquantums von 225 m? 
(Kalteulentgebeuer) Gebirgs⸗Rieſelſand und 225 m? feinem Donan⸗ 
rieſel (ſogenaunten Asphaltrieſel) wird vom Magiſtrate der 


k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, am Samstag den 


8. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des 
Herrn Magiſtratsrathes Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Vorſchrift im Stadtbauamte 
ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. September 1892. 28 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 77, 30. September 1892. 


E . . p .f . . 


2361 


N N NN N & 


Ad Prot.⸗Nr. 321108 
Ref.⸗Nr. 2457 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Bannmeiſterarbeiten für den 
Nenban eines Haupt⸗Ulurathscanales aus Beton in der Hüttel⸗ 
dorferſtraße im XIII. Bezirke (Breitenſee) zwiſchen der Kendler⸗ 
ſtraße und Reiunlgaſſe im veranſchlagten Geſammtkoſtenbetrage von 
10.720 fl. 34 kr. und 1150 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 5. October 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche Schriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 23. September 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 134093 
Ref.⸗Nr. 1998 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertansſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscanales in der Straße durch den 
fünften Nordbahn⸗Durchlaſs, ferner in der Straße entlang der 
Bahnanlage der Nordbahn und durch den dritten Nordbahn⸗ 
Durchlaſs mit der Einmündung in den Haupt⸗Unrathscanal der 
Dresduerſtraße im veranſchlagten Koſtenbetrage von 11.784 fl. 
97 kr., einſchließlich der Koſten für die Lieferung der hydrauliſchen 
Bindemittel per 362 fl. 60 kr. für den in der Straße durch den 
fünften Nordbahn⸗Durchlaſs herzuſtellenden Canal ans Ziegel— 
mauerwerk und einem Pauſchale von 1650 fl. für unvorhergeſehene 
Mehrarbeiten wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am 3. October d. J., präcife um 10 Uhr 
vormittags, im Burcan des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
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Rathhanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Profile, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 21. September 1892. 2—2 


Ad Prot.⸗Nr. 153928 
Ref.⸗Nr. 2273 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten und Lieferungen für die 
Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters in der Fahrbahn aut 
Stephausplatz längs des fürſterzbiſchöflichen Palais und des 
Zwettlhofes im veranſchlagten Koſtenbetrage von 8305 fl. 53 kr. 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 1. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Untfernehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 
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Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 21. September 1892. 


2 2 
90 — 3) 


3. 109256 
XI. 


Kundmachung. 
(Offertansſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung der im Jahre 1893, 
eventuell in den Jahren 1893 bis incluſive 1895, erforderlichen 
Tuch⸗, Leinen⸗ und Wollwaren für die Wiener ſtädtiſchen Ver— 
ſorgungsanſtalten und Armenhäuſer, für die ſtädtiſchen Waiſen— 
häuſer und für das ſtädtiſche Aſyl- und Werkhaus findet am 
Montag den 17. October 1892, um 10 Uhr vormittags, in der 
Volkshalle im Wiener neuen Rathhanſe eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung ſtatt. 

Das muthmaßliche Erfordernis der bei dieſer Offertverhand— 
lung ſicherzuſtellenden Artikel wurde mit nachſtehenden Quantitäten 
ermittelt: 

J. Tuchwaren. 


Erfordernis eventuell 
pro 1893 1893-1895 
1. Mohrengraues Tuch 2.400 m. . . 7.200 m 
2. Kothgraues . 2.600 „ 8.000 „ 
3. Moldon (Frauenkleiderſtof) 3.650 . 11.000 „ 
4. Rothes Tue 10 „ 30 / 
II. Leinenwaren. 
Erfordernis eventuell 
pro 1893 18931895 
5. Weiße Hemdenleinwand . . . 21.700 m.. . . 64.000 m 
6. Gatienleinwand ..... 7.300 „ . 22.000 „ 
7. Handtücher- und Leintücher⸗ 
leinwand (doppelt breit) . . 7.400 „ .. 22.000, 
8. Blaue Leinwand. .... 4.200 „ 13.000 „ 
9. Handtücherzeunn, t.. 600 „ 1.600 „ 
10. Ungebleichte Leinwand 1.100 „ 3.200 „ 
11. Halbgebleichte Leinwand. 1.200 „ 3.500 „ 
12. Rupfen leinwand. 5.600 „ 16.500 
13. Nan kin 100 „ 500 „ 
14. Quadrilliertes Bettzeug . .. 1.250 „ 3.500 „ 
15. Eingelaſſener ungebleichter 
tt 3.800 „ 11.000, 
16. Weißer Plachenzwilch „ 10 650, 
17. Blaugedruckte Sacktücher 5.500 Stück . . 17.000 Stück 
18. Quadrillierte Halstücher: 
a) für Männer.. 2.300 „ 6.700 „ 
b) für Weiber 2.600 „ 8.500 „ 
19. Grün gefärbter Zwilc . . 450 m. 1.300 m 
20. SommerdrilVL s. 530 „ 1.550 „ 
21. Braungeſtreifte Matragengrad! 300 1.300 „ 
22. Couvertdeckenſtof!klJ. 2.250 „ 6.800 „ 
23. Schlafrockſto ff. 150 „ 450 „ 
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III. Wollwaren. 


Erfordernis eventuell 

pro 1893 1893-1895 
24. Blau gerauhter Barchent 6.000 m. . . . 18.000 m 
25. Grauer Futtercattun 7.300 „ .. 22.000 „, 
26. Kalmul k 140 „ 450, 
27. Schwarzer Futtercattunn . 600 „ . ... 1.800, 


Die Anſchaffung der Stoffe geſchieht nicht nach bereits 
approbierten Muſtern, ſondern es haben die Herren Offerenten 
ihre eigenen Muſter, und zwar von jeder Sorte mindeſtens ein 
halbes Meter, vorzulegen, aus welchen eine Commiſſion die dem 
Stadtrathe zu empfehlenden Muſter auswählen wird. 

Bemerkt wird weiters, dass die in den Erfordernis-Ausweiſen 
angegebenen Stoffbreiten nur als Minimalbreiten zu gelten haben, 


und daſs von den Offerenten daher auch Muſter mit größerer, 


etwa handelsüblicher Breite vorgelegt werden können. 
Die Vorſchrift für die Übertragung und Ausführung der 


Lieferung kann ſowohl im Armendepartement des Wiener Magiſtrates 


als auch in der Verwaltungskanzlei der Verſorgungsanſtalt am 
Alſerbache, IX., Spitalgaſſe Nr. 23, eingeſehen werden, in welch 
letzterem Amtslocale allfällige weitere Auskünfte ertheilt und auch 
die Muſter, nach welchen in den Jahren 1890 bis 1892 geliefert 
wurde, bis zum Offertverhandlungstage zur Beſichtigung bereit— 
gehalten werden. 

Die Offerte müſſen unter Benützung eines Exemplares der, 


bei der Verwaltung der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt am Alſer⸗ 
bache, IX., Spitalgaſſe Nr. 23, um den Preis von 10 kr. er⸗ 


hältlichen Vorſchrift ausgefertigt und mit einer 50 kr.⸗Stempel⸗ 


marke per Bogen verſehen ſein; die Offerte ſind unter Convert, 
auf deſſen Außenſeite die offerierten Artikel auzuführen ſind, ver⸗ 
ſiegelt der Offertverhandlungs-Commiſſion zu überreichen und iſt 


denſelben das im § 6 der Vorſchrift feſtgeſetzte Vadinm in der 


Höhe von fünf Percent der für die offerierten Artikel nach dem 


wahrſcheinlichen Bedarfsquautum und den angeforderten Einheits⸗ 
preiſen ſich ergebenden Summe beizuſchließen. 

Die Offerte müſſen genau die Angabe enthalten, welcher 
Preis für die offerierten Artikel für das Jahr 1893 allein und 
welcher Preis für den Fall verlangt wird, wenn der Offerent die 
Lieferung für die ganze dreijährige Periode 1893 bis 1895 erhält. 


Die Einheitspreiſe eines Artikels ſind in Ziffern und Buch⸗ 


ſtaben anzuſetzen und in der Regel nur auf Gulden und ganze 
Kreuzer zu berechnen; von den Bruchtheilen eines Kreuzers wird 
nur der Anſatz „½ kr. oder / kr.“ berückſichtigt. 

Das Vadium iſt in Barem oder in zum Cautionserlage 
geeigneten Wertpapieren zu erlegen und ſind Berufungen auf 
Forderungen an die Gemeinde Wien, ſowie auf bei der ſtädtiſchen 

Die vorzulegenden Muſter müſſen mit der Bezeichnung des 
Stoffes, mit dem Namen des Offerenten und mit der Angabe des 
Preiſes (per Meter oder Stück) verſehen ſein. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete oder nicht gehörig belegte Offerte wird keine 
Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten iſt dem 
Wiener Stadtrathe vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 19. September 1892. 1-3 
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X 


Kundmachung. 

(Offertverhandlung.) 

Wegen Sicherſtellung der Lieferung der im Jahre 1893, 
eventuell in den Jahren 1893 bis incluſive 1895, erforderlichen 
Material⸗Artikel für die Wiener ſtädtiſchen Verſorgungs⸗Anſtalten 
und Armenhäuſer, für die ſtädtiſchen Waiſenhäuſer, für das ſtädtiſche 
Aſyl⸗ und Werkhaus und für das ſtädtiſche Materialdepot findet 
am Mittwoch den 19. October 1892, um 10 Uhr vormittags, 
in der Volkshalle im Wiener neuen Rathhauſe eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung ſtatt. 

Das muthmaßliche Erfordernis der bei dieſer Offertverhand— 
lung ſicherzuſtellenden Artikel wurde mit nachſtehenden Quantitäten 
ermittelt: 


Erfordernis pro 1893, eventuell 1893 bis 1895: 


J. Garne. 
ieee ee 180 kg 500 kg 
II. Schafwollgeſpinſt. 
Schafwollgeipinitt . 2 2... . 650 kg 1.900 kg 
Kotzen a 1˙20 m breit und 1˙70 m 
R ee ie 100 Stüd 300 Stück 
Hallinadecken à 1˙10 m breit und 
190 m lang. 90 150 „ 
11.98 
e 2.300 kg 6.800 kg 
fd 1.100 Stück 3.250 Stück 
IV. Roſshaar und Bettfedern. 
RoſshaaW e. 900 kg 2.200 kg 
Wife wel 250 „ 29 
V. Kappen. 
Männerkappen 900 Stück 2.600 Stück 
Wächterkappeeennæa 50 „ 160 „ 
Portierkappe nn Ze 6 „ 
Knaben kappen 20 „ 60 „ 
VI. Kerzen und Seife. 
Unſchlittkerzzen . 1.600 kg 4.200 kg 
Stearin kerzen 1.280 „ 3.800 „ 
CC 5.800 „ 17.300 „ 
VII. Wachswaren. 
Wachskerzenn 132 kg 450 kg 
Wachs kränz e 52 „ 160 „ 
Windlichter 300 „ 900 „ 
Pechfackeln mit Wachsüberzug 300 Stück 900 Stück 
N (ordinäre 7) 400 „ 1.200 „ 
VIII. Zwirne. 
Weißer Strickzwirn . 450 kg 1.350 kg 
Weißer Nähzwirtrn : 70 „ 210 „ 
Feinſter ſchwarzer Nähzwirn . 10 „ 40 „ 
Gefärbter Nähzwiin . 50 „ 140 „ 
Ungebleichter Nähzwirn.. . . .. 60 „ 200 „ 
IX. Bandeln. 
Weiße Band eln 8.000 m 25.500 m 
Blaue Ban deln 6.500 „ 19.500 „ 
en 6.200 „ 15.000 „ 


Ungebleichte Bandeln 
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X. Knöpfe und Hafteln. 


Große metallene Uniformknöpfe 60 Dutz. 200 Dutz. 
Kleine 1 6 10 „ 30 „ 
Große Horn knöpfe 800 „ 2.500 „ 
Kleine „„ 2.500 „ 7.500 „ 
HemdknöpffM2MOQQqꝑcß 800 „ 2.500 „ 
GatienknöpfffffftMc;cccc 330 1.000 
Gefen was 2.000 Paar 6.000 Paar 
XI. Kämme. 
Ausrittkä mme 350 Stück 1.100 Stück 
Staublimme . . 2: 2 220. 550 „ 1.300 „ 
XII. Kautſchuk⸗Einlagen. 
Schwarze doppeltgummierte Einlagen 350 m 1.100 m 
XIII. Sonſtige Waren. 

Rein ds re 400 hl 1.200 hl 
Sägeſpännee 600 „ 1.800 „ 
Stärke (Weizenſtärke ordinäre, zu 

Papparbeiteꝛ nn) 8.000 kg 24.000 kg 
„ ae as ae I An ae Anal Zara 4.200 „ 12.600 „ 


Die Vorſchrift für die Übertragung und Ausführung der 
Lieferung dieſer Artikel kann ſowohl im Armendepartement des 
Wiener Magiſtrates, als auch in der Verwaltungskanzlei der Ver— 
ſorgungsanſtalt am Alſerbache, IX., Spitalgaſſe 23, eingeſehen 
werden, in welch letzterem Amtslocale allfällige weitere Auskünfte 
ertheilt und auch die Muſter, nach welcher in den Jahren 1890 
bis 1892 geliefert wurde, bis zum Offertverhandlungstage zur 
Beſichtigung bereitgehalten werden. 


Die Offerte müſſen unter Benützung eines Exemplares der 
bei der Verwaltung der ſtädtiſchen Verſorgungsanſtalt, IX., Spital⸗ 
gaſſe 23, um den Preis von 10 kr. erhältlichen Vorſchrift aus⸗ 
gefertigt und mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen ver⸗ 
ſehen ſein. 

Die Offerte ſind unter Convert, auf deſſen Außenſeite die 
offerierten Artikel anzuführen ſind, verſiegelt der Offertverhandlungs⸗ 
Commiſſion zu überreichen und iſt denſelben das im § 6 der 
Vorſchrift feſtgeſetzte Vadinm in der Höhe von fünf Percent der 
für die offerierten Artikel nach dem wahrſcheinlichen Bedarfs⸗ 
quantum und den angeforderten Einheitspreiſen ſich ergebenden 
Summe beizuſchließen. ö 

Die Offerte müſſen genau die Angabe enthalten, welcher Preis 
für die offerierten Artikel für das Jahr 1893 allein und welcher 
Preis für den Fall verlangt wird, wenn der Offerent die Lieferung 
für die ganze dreijährige Periode 1893 bis 1895 erhält. 

Die Einheitspreiſe eines Artikels ſind in Ziffern und Buch⸗ 
ſtaben anzuſetzen und in der Regel nur auf Gulden und ganze 
Kreuzer zu berechnen; von Bruchtheilen eines Kreuzers wird nur 
der Anſatz „¼ Kreuzer oder ¼ Kreuzer“ berückſichtigt. 

Das Vadium iſt in Barem oder in zum Cautionserlage 
geeigneten Wertpapieren zu erlegen und ſind Berufungen auf 
Forderungen an die Gemeinde Wien, ſowie auf bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erliegende Cautionen, welche noch nicht frei ſind, unzuläſſig. 

Von den Artikeln: Hanfgarne, Schafwollgeſpinſt, Zwirn 
und Bandeln iſt ein Muſter mit 50 dg, von Roſshaar ein ſolches 
mit 1 kg vorzulegen. 

Der Offerent für Kappen hat von jeder der ausgeſchriebenen 
Sorten ein Muſter beizubringen. 

* 
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Die vorzulegenden Muſter müſſen mit dem Namen des 
Offerenten, der Bezeichnung des bemuſterten Artikels und mit der 
Angabe des Preiſes verſehen ſein. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete oder nicht gehörig belegte Offerte wird keine 
Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten iſt dem 
Wiener Stadtrathe vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 19. September 1892. 2—3 


Kundmachung. 


(Licitation.) 
Zufolge Beſcheides des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den 
XIV. und XV. Bezirk vom 18. d. M., 3. 5905 
liche Verſteigerung der in der Pfandleihanſtalt der Gemeinde 
Wien, XIV. Bezirk, im Monate Jänner 1892 verpfändeten 
und nicht ausgelösten Pretioſen von Pfand-Nr. 1 bis incl. 
Pfand⸗Nr. 3082 und Effecten von Pfand⸗Nr. 1 bis incl. 
Pfand⸗Nr. 6635 am 5. October 1892, um 9 Uhr vormittags, 
im Pfandleihanſtalts⸗Gebände, XIV. Bezirk (Sechshaus), Ge: 

meindegaſſe 5 gegen gleich bare Bezahlung vorgenommen. 
Im Falle die Licitation am oben angegebenen Tage nicht be- 
endigt werden könnte, wird ſie am nächſtfolgenden Werktage fortgeſetzt. 
Pfandleihauſtalt der Gemeinde Wien, XIV. Bezirk, 

am 19. September 1892. 


wird die öffent⸗ 


3—3 


3.152106 _ 
Kundmachung. 


(Zeitliche Befreiung von der Hauszins⸗ und Hausclaſſenſtener.) 

Um die rechtzeitige Anbringung der Geſuche um Erlangung 
der zeitlichen Befreiung von der Hauszins- und Hausclaſſenſteuer 
für Neu⸗, Um⸗, Zu⸗ oder Aufbauten, dann für theilweiſe Um⸗ 
bauten zu för dern, hat zufolge Erlaſſes der k. k. n.-ö. Statthalterei 
vom 10. Auguſt 1892, Pr.⸗Z. 5160, das hohe k. k. Finanz 
Miniſterium mit dem Erlaſſe vom 2. Juli 1892, Z. 18603, 
Nachſtehendes verordnet: 

1. Das Anſuchen um Steuerbefreiung kann nicht bloß ſchrift— 
lich eingebracht, ſondern auch mündlich zu Protokoll geſtellt werden. 

2. Die Protokollsaufnahme kann nicht bloß bei der Steuer— 
behörde J. Inſtanz, ſondern auch bei den Steuerämtern erfolgen. 

3. Die Gemeindevorſtände ſind als Bevollmächtigte der Bitt— 
ſteller zu betrachten. 

4. Bei Abgang der ad 4 Art. 1 der Verordnung vom 
1. Auguſt 1880, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 140 bezeichneten Behelfe iſt eine 
angemeſſene Friſt zur nachträglichen Beibringung derſelben zu 
gewähren. 

Dieſe Erleichterungen werden hiemit zur allgemeinen Kenntnis 
gebracht. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 

im übertragenen Wirkungskreiſe, 


am 14. September 1892. 2—3 
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Statth.⸗Z. 55026 ex 1892. 


Kundmachung 


der k. k. Statthalterei für Niederöſterreich vom 6. September 
1892, Z. 55026, betreffend die Friſt für die Nachſicht der Straf⸗ 
folgen für bisher verfünmte Anzeigen über den Beſtand der 
Lungenſeuche der Rinder. 

Die im 8 31 des Geſetzes vom 17. Auguſt 1892 (R.⸗G.⸗Bl. 
Nr. 142), betreffend die Abwehr und Tilgung der Lungenſeuche 
der Rinder, zugeſicherte Friſt für die Nachſicht der Straffolgen 
für bisher verabſäumte Anzeigen über den Beſtand der Lungen— 
ſeuche, welche binnen ſechs Wochen nach dem Tage der Kund— 
machung dieſes Geſetzes durch das Reichsgeſetzblatt nachgetragen 
werden, läuft, nachdem die Nummer des Reichsgeſetzblattes, in 
welcher das bezeichnete Geſetz aufgenommen iſt, am 28. Auguſt 1892 
zur Ausgabe gelangt iſt, am 9. October l. J. ab, was hiemit im 


Intereſſe jener Viehbeſitzer, welche der Wohlthat des Geſetzes für 


bisher verheimlichte Lungenſeuchenbeſtände theilhaftig werden wollen, 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird. 
Von der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei. 
Wien, am 5. September 1892. ge 


O 0 
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VI. 
Kundmachung. 


(Rechnungs⸗Abſchluſs des Wiener Bürgerſpitalfondes pro 1891.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit öffentlich bekanntgemacht, dafs im Sinne des 
8. 51 des Gemeindeſtatutes der Rechuungs⸗Abſchluſs pro 1891 
des in der Verwaltung der Gemeinde Wien ſtehenden Bürger⸗ 
ſpitalfondes vom 28. September 1892 an durch vierzehn Tage 
im Departement VI des Magiſtrates im Rathhauſe zur allgemeinen 
Einſicht aufliegt. 

Allfällige Erinnerungen der Gemeindemitglieder in Anſehung 
der Verwaltung des vorbezeichneten Fondes werden daſelbſt ent— 
gegengenommen und nach Ablauf obiger Friſt dem Gemeinderathe 
zur Prüfung und Entſcheidung vorgelegt werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 24. September 1892. 2—3 


G.. 134387 


XV. 


Kundmachung. 


(Biehtransport. 


Die k. k. Eiſenbahn⸗ Betriebs⸗Direction Wien hat mit Zu⸗ 
ſchrift vom 7. Auguſt 1892, Nr. 13709 g, mitgetheilt, daſs den 
Vieh⸗ und Fleiſchhändlern gegen Erlag einer Caution von 20 fl. 
die Begünſtigung eingeräumt wurde, die für die Approviſionierung 
von Wien beſtimmten Sendungen vor Beginn der Autsſtunden 
gegen, am ſelben Tage ſtattfindende Begleichung der erwachſenen 
Nebengebüren beziehen zu können. 


Darunter ſind aber nur jene Sendungen verſtanden, deren 


Transportgebüren in der Aufgabsſtation frankiert wurden. 
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Unfrankiert einlangende Sendungen könnten nur innerhalb 
der feſtgeſetzten Amtsſtunden oder außerhalb derſelben gegen Erlag 
einer Caution von 300 fl. in Barem oder in Werteffecten im 
Sinne der von der k. k. General-Direction der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen herausgegebenen Normativ-Beſtimmungen gegen 
Credit ausgefolgt werden. 

Es wäre daher Sache der betreffenden Fleiſch Commiſſionäre, 
dafür zu ſorgen, daſs die unter ihrer Adreſſe anlangenden Sen⸗ 
dungen in der Aufgabsſtation ſtets frankiert werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 8. September 1892. 3—3 


3. 174863 


Kundmachung. 
(Drei Guſtav Figdor'ſche Stipendien.) 

Im Studienjahre 1892/93 gelangen drei Guſtav Figdor'ſche 
Stipendien im Betrage von je fünfhundertſiebenundfünfzig Gulden 
(557 fl.) ö. W. zur Verleihung. | 

Laut Stiftbriefes wurden dieſe Stipendien gegründet „für 
durch Fleiß, Sitten und Geiſtesgaben hervorragende arme Studierende, 
io zwar, daßs alljährlich ein Stipendium für Mediciner, eines für 
Juriſten und eines für Hörer der Naturwiſſenſchaften (an der 
philoſophiſchen Facultät) zur Vertheilung gelangt und zwar der— 
geſtalt, daſs alljährlich ein Studierender der iſraelitiſchen, pro teſtan⸗ 
tiſchen oder evangeliſchen und einer von katholiſcher Confeſſi on mit 
einem ſolchen Stipendium betheilt werde.“ 

Dieſe Stipendien werden je auf die Dauer eines Studien- 
jahres verliehen, nach deſſen Ablaufe ſie den bisherigen Percipienten 
über neuerliches Einſchreiten eventuell abermals verliehen werden 
können. 

Die Bewerber um 100 Stipendien haben ihre Geſuche bis 
längſtens 30. October l. J. bei dem Magiſtrate der k. k. Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien zu überreichen und denſelben deu 
Tauf⸗ oder Geburtsſchein und den Impfſchein, ſowie Ausweiſe über 
ihre Immatriculierung als ordentliche Hörer der betreffenden 
Facultät, über wahre Dürftigkeit, tadelloſes ſittliches Betragen und 
ausgezeichnete wiſſenſchaftliche Verwendung beizulegen. 

Auf nicht gehörig inſtruierte Geſuche kann keine Rückſicht 
genommen werden. | 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen Geſuche 
ſind ſtempelfrei. ö 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 26. September 1892. 1-3 


G.. 173529 


Kundmachung. 


Gehn Jonas Freiherr von Königswarter'ſche Stipendien.) 


Am 23. December 1892 gelangen zehn Jonas Freiherr von 
Königswarter'ſche Stipendien von je vierhundertundneunzehn 
(419 fl.) Gulden öſt. Währ. auf ein Jahr zur Verleihung. 

Von dieſen zehn Stipendien ſind drei für Hörer der Rechte 
an der Wiener k. k. Univerſität, zwei für Hörer der Medicin au 
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der Wiener k. k. Univerſität, drei für Hörer der k. k. techniſchen 


Hochſchule in Wien und zwei für Schüler der k. k. Akademie der 
bildenden Künſte oder einer behördlich autoriſierten Meiſterſchule 
beſtimmt. 

Anſpruch auf ein ſolches Stipendium haben nur jene Candidaten, 
welche in Wien geboren ſind und dem Gemeindeverbande der Stadt 
Wien angehören, ohne Unterſchied der Confeſſion. 

Candidaten, welche im vorigen Jahre im Genuſſe eines Jonas 
Freiherrn von Königswarter'ſchen Stipendiums geweſen ſind, können 
dasſelbe auch im heurigen Jahre wieder erlangen. 

Die Bewerber um dieſe Stipendien haben ihre Geſuche bis 
längſtens 24. October l. J. bei dem Wiener Magiſtrate zu über⸗ 
reichen und den Geſuchen außer dem Tauf⸗ oder Geburtsſcheine, 
dem Impfungszeugniſſe und dem Heimatſcheine die Nachweiſe über 
ihre zurückgelegten Studien, ihre Inſcription an einer der erwähnten 
Lehranſtalten, ihr Wohlverhalten und ihre Mittelloſigkeit beizu— 
ſchließen. 

Auf verſpätet eingelangte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
kann keine Rückſicht genommen werden. 

Nur die mit einem legalen Armutszeugniſſe verſehenen Geſuche 
ſind ſtempelfrei. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. September 1892. 1—3 


Zur Statth.⸗Z. 48611. 


Kundmachung. 


(Juvalidenſtiftung.) 
Aus der u.⸗ö. Patriotenſtiftung für Invaliden aus dem 


Jahre 1859 und dürftige Witwen und Waiſen vor dem Feinde 


gebliebener Krieger iſt ein Stiftungsplatz jährlicher 100 fl. zu 
vergeben. 

Zur Betheiligung mit dieſer Stiftung ſind berufen: 

a) K. und k. öſterreichiſche Militär⸗Real⸗JInvaliden vom 
Feldwebel, 
Chargen abwärts, welche in dem Feldzuge des Jahres 1859 
invalid geworden und welche nach Niederöſterreich zuſtändig ſind, 
wobei es keinen Unterſchied macht, ob dieſelben in einem Freiwilligen— 
Bataillon oder im regulären Militär gedient haben; 

p) dürftige Witwen und Waiſen ſolcher nach Niederöſterreich 
zuſtändigen Soldaten oder Freiwilliger, welche im Jahre 1859 
vor dem Feinde geblieben ſind. | 

Für den Fall als kein ſtiftbriefmäßig geeigneter Bewerber 
der vorgenannten Kategorien einſchreiten würde, kann der Stiftungs— 
genuſs auch an ſolche Individuen verliehen werden, welche in 
einem Feldzuge nach dem Jahre 1859 entweder in die zu jener 
Zeit mit Allerhöchſter Genehmigung ſeiner Majeſtät des Kaiſers 
errichteten Freiwilligen⸗Corps oder in die k. und k. Armee als 
Freiwillige eingetreten ſind, endlich auch an andere öſterreichiſche 
Militär⸗Real⸗Invaliden, ſoferne dieſelben nach Niederöſterreich 
zuſtändig find, bezüglich welcher der Umſtand, dafs ein folcher 
Invalide im Jahre 1859 dem ſtreitbaren Stande der Armee 
angehörte, beſonders berückſichtigungswürdig macht. 
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Geſuche um dieſen Siiſtungsplatz ſind mit den Nachweiſen 
über die vorerwähnten Umſtände, ferner mit dem die Zuſtändigkeit 
nach Niederöſterreich nachweiſenden Heimatſcheine und einem 
Zeugnis des Gemeindevorſtehers der Aufenthaltsgemeinde, dafs der 
Geſuchſteller kein ſicheres jährliches Einkommen von mehr als 
200 fl. ö. W. bezieht, zu belegen und bis 30. October 1892 bei 

der k. k. u.⸗ö. Statthalterei zu überreichen. 
Von der k. k. u.⸗ö. Statthalterei 


Wien, am 14. September 1892. 1—3 


G.⸗3. 174868 
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Kundmuchung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekanntgemacht, daſs am 8. December 1892 
die Jutereſſen der David Schwarzmann'ſchen Stiftung für 
das Jahr 1892 per 42 fl. für eine arme Familie (ohne Unter⸗ 
ſchied der Confeſſion), welcher im Laufe des Jahres ein Unglücksfall 
widerfahren iſt, zur Verwendung gelangen. 

Dem Anſuchen um dieſen Stiftungsbetrag iſt der Tauf-, 
reſpective Geburtsſchein, der Trauungsſchein und der Heimatſchein 
des Bittſtellers, die Tauf-, reſpective Geburtsſcheine der Kinder, 
endlich ein legales Armutszeugnis beizulegen und der beſondere 
Nachweis des der Familie des Bewerbers im laufenden Jahre 
zugeſtoßenen Unglücksfalles zu erbringen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längitens bis 

15. October 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 

| Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
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